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BEGRUNDUNG

1. KONTEXT DES VORSCHLAGS

Die Gas- und Strompreise sind 2022 auf ein Rekordniveau gestiegen und haben nach der
russischen Invasion in der Ukraine historische Hochststéinde erreicht. Im letzten Jahr sind die
Strompreise in Europa rasch auf ein Niveau gestiegen, das deutlich iiber dem der letzten
Jahrzehnte liegt. Dieser Anstieg hingt unmittelbar mit dem hohen Gaspreis zusammen, der
steigende Preise fiir Strom aus Gaskraftwerken zur Folge hat, die hdufig zur Deckung der
Nachfrage bendtigt werden. Der rasche Preisanstieg begann im vergangenen Sommer, als
nach der Lockerung der COVID-19-Beschrinkungen die Weltwirtschaft wieder Fahrt
aufnahm. In der Folge hat die Invasion der Ukraine durch Russland diese Situation noch

verscharft.

Die Energiepreise diirften hoch bleiben, da nach einer Reihe von Unterbrechungen bei den
Gaslieferungen, die sich nur als gezielten Versuch Russlands erklidren lassen, Energie als
politische Waffe einzusetzen, auf dem Markt Unsicherheit herrscht. Weitere Unterbrechungen
der russischen Gaslieferungen in die EU in den kommenden Wochen oder Monaten konnten
zu noch hoheren Gaspreisen flihren, was wiederum Folgewirkungen fiir den Strompreis, das
Inflationsniveau und seine Auswirkungen auf die Biirgerinnen und Biirger sowie die

finanzielle und makroSkonomische Stabilitit der EU insgesamt haben konnte.

Die Kommission ist sich der Auswirkungen bewusst, die die Unsicherheit in Bezug auf die
Gasversorgung auf den Strommarkt hat. Europaweit kam es in den Mitgliedstaaten zu einem
Anstieg der Strompreise im Zusammenhang mit steigenden Gaspreisen, die dazu flihrten, dass
Gas vor Kohle zum grenzpreisbestimmenden Brennstoff wurde. Gleichzeitig lag die
Verfiigbarkeit der Stromerzeugung in der EU in den letzten Monaten unter dem tiblichen
Niveau, was auf verstirkte Wartungsarbeiten an Kraftwerken, eine geringere Stromerzeugung

aus Wasserkraft und die Abschaltung einiger dlterer Kraftwerke zuriickzufiihren ist.

Parallel dazu haben die Rekordtemperaturen in diesem Sommer den Energiebedarf fiir
Kiihlzwecke in die Hohe getrieben und die Stromerzeugung zusdtzlich unter Druck gesetzt.
Die extremen Wetterbedingungen haben somit zu Energieknappheit und hohen
Energiepreisen beigetragen, die eine Belastung fiir Verbraucher und Industrie darstellen und
die wirtschaftliche Erholung ddmpfen. Ein zusétzlicher Angebotsdruck auf die Preise fiir
Energie und Nahrungsmittelrohstoffe ndhrt den weltweiten Inflationsdruck und schmalert die

Kaufkraft der privaten Haushalte und der Wirtschaft insgesamt.
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Der dramatische Anstieg der Strompreise, den wir beobachten, setzt Haushalte, kleine und
mittlere Unternehmen und die Industrie unter Druck und droht groferen gesellschaftlichen
und wirtschaftlichen Schaden zu verursachen. Wie bereits im vergangenen Winter sind
schutzbediirftige Kunden und von Energiearmut betroffene Verbraucher am stirksten
betroffen, aber die hohen Preise wirken sich zunehmend auch auf Haushalte mit mittlerem
Einkommen und Unternehmen aus. Sie laufen Gefahr, ihre Energierechnungen nicht
begleichen zu konnen, und stehen vor der Wahl, entweder Energie oder andere
lebensnotwendige Giiter zu bezahlen, und bei Unternehmen stehen die finanzielle

Tragfahigkeit und Investitionspline in Frage.

Dieser wirtschaftliche Kontext erfordert eine rasche und koordinierte EU-weite Reaktion, um
die Schwierigkeiten abzumildern, die die hohen Preise fiir Verbraucher und nicht nur fiir von
Energiearmut Betroffene und Schutzbediirftige, sondern auch fiir Haushalte mit mittlerem
Einkommen und Unternehmen verursachen. Die Endverbraucherpreise fiir Strom sind seit
Juli 2021 im Jahresvergleich durchschnittlich um fast die Hailfte gestiegen, und der
aullerordentliche Anstieg diirfte sich vor der ndchsten Heizperiode fortsetzen und allméhlich
auf die meisten Verbrauchervertrige durchschlagen. Die Reaktion der EU muss sorgfaltig und
auf ganzheitliche Weise koordiniert werden. Strom muss weiterhin effizient durch Europa
flieBen, damit Mitgliedstaaten {iberschiissigen Strom in diejenigen Staaten exportieren
konnen, die ithn am dringendsten benétigen. Die Rolle des Energiebinnenmarkts bei der
Abmilderung der Auswirkungen der derzeitigen Energiekrise darf nicht aufler Acht gelassen
werden. Die Bewertung der Gestaltung des StromgroBhandelsmarkts der EU durch die
ACER! hat ergeben, dass der grenziiberschreitende Handel den Verbrauchern im Jahr 2021
Vorteile in Hohe von 34 Mrd. EUR brachte und gleichzeitig dazu betrug, die Preisvolatilitit
zu glatten, und dass er die Versorgungssicherheit der einzelnen Mitgliedstaaten und ihre

Widerstandsfahigkeit gegeniiber Preisschocks verbessert.

Die Union sieht sich daher mit einer aulergewohnlichen Lage konfrontiert. Die derzeitigen
beispiellosen Herausforderungen erfordern angemessene, verhéltnismédfige und befristete
MaBnahmen, die im Geiste der Solidaritét ergriffen werden miissen, um durch gemeinsames
Handeln die gravierenden Schwierigkeiten im Energiebereich zu bewiltigen und die

Energiekrise zu iiberwinden.

https://acer.europa.eu/Official documents/Acts_of the Agency/Publication/ACER's%2520Final%2520
Assessment%252001%2520the%2520EU%2520Wholesale%2520Electricity%2520Market%2520Design.
pdf
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Die Kommission schldgt daher ein Paket miteinander verkniipfter und voneinander
abhéngiger MaBBnahmen vor, das unverziiglich eingefiihrt werden soll. Diese Maflnahmen
zielen unter anderem darauf ab, die Auswirkungen der hohen Strompreise abzumildern und
die Verbraucher zu schiitzen und gleichzeitig die Vorteile des Binnenmarkts und gleiche
Wettbewerbsbedingungen zu bewahren. Die Mallnahmen tragen zur Verwirklichung dieser
Ziele bei, indem mit ihnen verschiedene Aspekte der derzeitigen Lage in Angriff genommen
werden, sich dadurch ihre Wirkungen ergénzen und verstirken und eine einheitliche und
koordinierte Reaktion der EU auf die Krise ermoglicht wird. Gleichzeitig sind sie voll und
ganz vereinbar mit der Mitteilung ,,REPowerEU: gemeinsames europdisches Vorgehen fiir
erschwinglichere, sichere und nachhaltige Energie* vom 8. Mérz 2022 und dem REPowerEU-
Plan der Kommission vom 18. Mai 2022, der zum Ziel hat, die Abhéngigkeit der Union von
fossilen Brennstoffen aus Russland so bald wie moglich, spitestens jedoch bis 2027, zu

beenden.

Die derzeit sehr hohen Energiepreise, mit denen die Verbraucher konfrontiert sind, bringen
nicht nur fiir Stromerzeuger mit niedrigeren Grenzkosten, sondern auch fiir Unternehmen aus
dem Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich auBerordentlich groBe finanzielle Gewinne mit
sich. Diese Gewinne sind in erster Linie auf giinstige externe Marktfaktoren zuriickzufiihren,
die durch den russischen Krieg verursacht wurden, und nicht auf zusitzliche Anstrengungen
oder Investitionen der Unternehmen selbst. Diese hohen Energiepreise fiihren zu Hérten fiir
Haushalte und Unternehmen in der EU und treiben die Inflation in die Hohe, und durch die
erforderlichen UnterstiitzungsmafBnahmen erhéhen sich die 6ffentlichen Ausgaben. Daher ist
es angezeigt, die Stromnachfrage in der gesamten EU zu senken, um den Bedarf an
Stromerzeugung aus Gas zu verringern, und auch einen Teil der von Unternehmen in den
verschiedenen Energiesektoren infolge dieser aullergewdhnlichen Umstinde erzielten Erlose
umzuverteilen, um Schwierigkeiten fiir die Energieverbraucher und die Gesellschaft im
Allgemeinen zu verringern. Eine solche Umverteilung kann je nach den Gegebenheiten des
Sektors durch unterschiedliche Instrumente erreicht werden, mit dem Ziel diese Mittel
Verbrauchern oder Vorhaben zur Stirkung der Energieautonomie der Union zur Verfligung zu
stellen; dies schlieft die Moglichkeit fiir die Mitgliedstaaten ein, Teile des Beitrags im Geiste
der Solidaritdt in Unionsmittel zu lenken oder sie auf der Grundlage von Vereinbarungen

zwischen Mitgliedstaaten zu nutzen.

Mehrere Mitgliedstaaten haben bereits Umverteilungsmafinahmen beschlossen oder erwigen

derzeit die Annahme solcher UmverteilungsmaBBnahmen. MaBBnahmen, die ausschlieBlich auf
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nationaler Ebene ergriffen werden, bergen jedoch die Gefahr, dass ungleiche Bedingungen fiir
Unternehmen entstehen, die auf dem Energiemarkt der EU tétig sind. Um gleiche
Wettbewerbsbedingungen zu schaffen, schligt die Kommission zwei einander erginzende
Instrumente vor, um den gesamten Energiesektor abzudecken: a) eine MalBnahme, die
voriibergehend auf die Erlose von Stromerzeugern abzielt und durch die diese gesenkt
werden, und b) eine Maflnahme, mit der voriibergehend ein Solidarititsbeitrag auf der
Grundlage von Uberschussgewinnen im fossilen Sektor eingefiihrt wird, die in den
Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. Indem sie die Erlose der Stromerzeuger
verringert, zielt die in der Verordnung vorgeschlagene Mallnahme darauf ab, das
Marktergebnis nachzubilden, das die Erzeuger hitten erwarten konnen, wenn die globalen
Lieferketten normal funktionieren wiirden, ohne die Gasversorgungsstorungen, zu denen es
seit der Invasion der Ukraine im Februar 2022 gekommen ist. Dariiber hinaus schldgt die
Kommission einen befristeten Solidaritiitsbeitrag vor, der auf die Gewinne von im Ol-, Gas-,
Kohle- und Raffineriebereich tatigen Unternehmen angewendet wird, die im Vergleich zu den

Vorjahren erheblich gestiegen sind.

Die Mitgliedstaaten werden die Einnahmen aus dem Solidaritdtsbeitrag verwenden, um
Haushalte und Unternehmen zu unterstiitzen und die Auswirkungen der hohen Energiepreise
abzumildern. Sie sollten die Einnahmen aus dieser kurzfristigen Malnahme auch zur
Finanzierung von MaBlnahmen zur Senkung des Energieverbrauchs und zur Unterstiitzung

von Industrien nutzen, damit die Energieautonomie der Union langfristig weiter gestdrkt wird.

Diese befristeten MaBnahmen, mit denen Uberschusserldse und -gewinne zur Unterstiitzung
der Verbraucher umverteilt werden, geben den Vorteil einer Kkostengiinstigeren
Energieerzeugung an die Verbraucher weiter. Sie beriihren als solche nicht die laufenden
Arbeiten der Europédischen Kommission in Bezug auf die Liquiditit auf den Finanzmirkten
fiir Energie, den Befristeten Krisenrahmen der EU fiir staatliche Beihilfen, die Senkung der
Gaspreise und die langfristige Marktgestaltung, wie sie in der Mitteilung {liber kurzfristige
Energiemarktinterventionen und langfristige Verbesserungen der Strommarktgestaltung
angekiindigt wurden, die zusammen mit dem REPowerEU-Plan vom 18. Mai 2022
verdffentlicht wurde, und ergénzen diese. Mit der vorgeschlagenen Verordnung werden die
Vorteile des  Elektrizititsbinnenmarkts in  Bezug auf Einsatzeffizienz und
Versorgungssicherheit bewahrt und gleichzeitig die Nachfrage nach Strom und die

Auswirkungen hoher Gaspreise auf die Stromrechnungen der Verbraucher verringert.
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2. NOTFALLINSTRUMENT FUR DEN STROMBEREICH

Senkung der Nachfrage nach Strom

Als Reaktion auf das erhohte Risiko fiir den kommenden Winter und die Notwendigkeit, im
Geiste der Solidaritit die Gesamtnachfrage nach Strom zu senken, Brennstoffvorrite fiir die
Stromerzeugung zu erhalten und gezielte MaBlnahmen zu ergreifen, um die Strompreise in den
teuersten Stunden zu senken, werden in der vorgeschlagenen Verordnung zwei Ziele fiir die

Verringerung der Stromnachfrage festgelegt.

Das erste erfordert, dass die Mitgliedstaaten MaBnahmen ergreifen, um den
Gesamtstromverbrauch aller Verbraucher zu senken, auch derjenigen, die noch nicht mit
intelligenten Zdhlern oder Gerédten ausgestattet sind, die es ihnen ermdoglichen, ihren
Verbrauch im Tagesverlauf anzupassen. Die Mallnahmen sollten ausreichend ehrgeizig sein
und konnten beispielsweise gezielte Verbraucherinformations- und
Kommunikationskampagnen umfassen. In diesem Zusammenhang konnte eine unionsweite
Anwendung fiir die gezielte Information von Verbrauchern ins Auge gefasst werden. Um
insbesondere auf die Stunden abzuzielen, in denen der Stromverbrauch am teuersten ist und in
der Regel Gas den Grenzpreis bestimmt, schldgt die Kommission auflerdem als verbindliches
Ziel vor, den Bruttostromverbrauch in ausgewihlten Spitzenpreiszeiten um mindestens 5 %
zu senken, wobei darunter mindestens 10 % der Stunden eines jeden Monats fallen miissen, in
denen die Preise voraussichtlich die hochsten sein werden. Dieses verbindliche Ziel wiirde
dazu fiithren, dass durchschnittlich drei bis vier Stunden pro Wochentag ausgewihlt werden,
die normalerweise den Spitzenlastzeiten entsprechen wiirden, aber auch Zeiten umfassen
konnen, in denen die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien voraussichtlich gering
ausfallen wird und die Erzeugung aus marginalen Anlagen erforderlich ist, um die Nachfrage
zu decken. Um dieser Tatsache Rechnung zu tragen, verfligen die Mitgliedstaaten bei der
Festlegung dieser Zeiten iiber einen gewissen Ermessensspielraum. Das verbindliche Ziel
richtet sich speziell an Verbraucher, die durch Nachfragereduzierung oder
Nachfrageverlagerung stundenweise Flexibilitdt liefern konnen. Den Mitgliedstaaten sollte es
freistehen, die geeigneten MaBnahmen zur Erreichung der Nachfragesenkungsziele
auszuwdihlen, und sie sollten insbesondere wirtschaftlich effiziente und marktbasierte
MaBnahmen wie Auktionen oder Ausschreibungen fiir die Laststeuerung oder nicht
verbrauchten Strom in Erwégung ziehen. Dies kann die Ausweitung bestehender Regelungen
oder nationaler Anreize zum Ausbau der Laststeuerung einschlieBen. Dies kann auch

finanzielle Anreize oder Ausgleichsleistungen fiir teilnehmende Marktteilnehmer umfassen,
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wenn diese fiir im Vergleich zum erwarteten Normalverbrauch in der Stunde ohne
Ausschreibung zusitzlich nicht verbrauchten Strom gezahlt werden. Die Einfiihrung und
Umsetzung solcher MaBnahmen sollte die Anwendung der Vorschriften iiber staatliche

Beihilfen unberihrt lassen.

Ausgehend von der im Zeitraum von Januar bis August 2022 beobachteten stiindlichen
Erzeugung wiirde durch eine Verringerung um 5 % in den 10 % Stunden mit der hochsten
Stromnachfrage die durchschnittliche Nachfrage in diesen Stunden auf das Niveau der ersten
nicht ausgewihlten Spitzenzeit gebracht. Dies wiirde daher zu einer Gléttung des stiindlichen
Verbrauchsprofils fithren. Da Gas in den Zeiten mit der hochsten Nachfrage in der Regel die
marginale Technologie ist, kann diese angestrebte Verringerung um 5 % zu einer Senkung des
Gasverbrauchs um schitzungsweise 1,2 Mrd. m?® iiber einen Zeitraum von vier Monaten
fithren. Dies entspricht rund 3,8 % des Gasverbrauchs fiir die Stromerzeugung im selben
Zeitraum. Jiingste Studien® zeigen, dass mit dem derzeitigen Laststeuerungspotenzial das
verbindliche Ziel erfiillt werden konnte und sich positiv auf die Strompreise und die Mengen

an Gaseinsparungen auswirkt.

Obergrenze fiir Markterlose fiir die Erzeugung von Strom mit inframarginalen

Technologien

Zweitens wird in der vorgeschlagenen Verordnung ein Ansatz zur Einziehung tibermiBiger
Erlose von Erzeugern mit niedrigeren Grenzkosten wie erneuerbare Energien, Kernenergie
und Braunkohle (,,inframarginale Technologien*) dargelegt, indem eine Ex-post-Obergrenze

fiir die Erlose pro erzeugter MWh Strom festgelegt wird.

Auf dem Day-Ahead-Markt werden die Strompreise durch die variablen Kosten der
marginalen Technologie bestimmt, d. h. der letzten und teuersten Anlage, die zur Deckung der
Nachfrage benotigt wird (Grenzpreisverfahren). Angesichts der Rolle, die die Strompreise auf
dem Day-Ahead-Markt als Bezugsgrofe fiir die Strompreisbildung in allen anderen
Marktzeitraumen spielen, verringert diese Mallnahme die Auswirkungen, die die
margenbestimmende Technologie (in der Regel Kohlekraftwerke, heute oft Gaskraftwerke)
auf die Erlose anderer Erzeuger mit niedrigeren Grenzkosten wie erneuerbare Energien,
Kernenergie und Braunkohle hat. Es werden die Marktergebnisse fiir diese Technologien

nachgebildet, die erwartet werden konnten, wenn die globalen Lieferketten normal

Study on the quantification of Demand Response (DR) benefits to electricity suppliers and consumers
in Europe in 2030 on its way to achieve deep decarbonisation, Compass Lexecon, Januar 2021; Demand
Side Flexibility potential contribution to 2023 gas reduction, DNV, September 2022.
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funktionieren wiirden und nicht dem Einsatz von Energie als Waffe durch Unterbrechungen

der Gaslieferungen unterworfen wéren.

Durch diesen unionsweiten Ansatz, der auf dem Grundsatz der Solidaritit beruht, wiirden die
StromgroBBhandelsmérkte wie heute funktionieren und clearen, wodurch sichergestellt wird,
dass die giinstigsten und effizientesten Kraftwerke in der gesamten EU immer zuerst zum
Einsatz kommen und dass die Mitgliedstaaten bei Bedarf auf Importe zuriickgreifen konnen.
Dadurch wird fiir Technologien wie Kohle- und Gaskraftwerke, Speicheranlagen und
Laststeuerung der Anreiz erhalten, verfligbar zu sein, um bei Bedarf in Betrieb zu gehen, und

so der stabile Betrieb des Stromnetzes wihrend des gesamten Winters 2022-23 gewéhrleistet.

Die Hohe der Obergrenze fir Markterlose

Die in dieser Verordnung vorgesehene Erlosobergrenze sollte so festgesetzt werden, dass die
Mehrheit der inframarginalen Erzeugungsanlagen in der EU erfasst wird und die
Verfiigbarkeit und Rentabilitdt bestehender Anlagen sowie kiinftige
Investitionsentscheidungen fiir neue inframarginale Erzeugungsanlagen nicht gefdhrdet

werden.

Wihrend gelegentliche und kurzfristige Preisspitzen auf einem Strommarkt als normales
Merkmal angesehen werden konnen und fiir einige Investoren niitzlich sein kénnen, damit
sich ihre Investition in die Stromerzeugung amortisiert, unterscheidet sich der extreme und
andauernde Preisanstieg seit Februar 2022 deutlich von einer normalen Marktsituation mit
gelegentlichen Preisspitzen oder ldngerfristigen Preisschwankungen im Zusammenhang mit

Konjunkturzyklen.

Dies gilt insbesondere fiir Investitionsentscheidungen fiir die Erzeugung von Energie aus
erneuerbaren Quellen, die fiir die Verwirklichung der Dekarbonisierungsziele der Union von
entscheidender Bedeutung sind. Um zu vermeiden, dass die zum Zeitpunkt von
Investitionsentscheidungen vorgenommene Rentabilitditsbewertung untergraben wird, sollte
die Obergrenze daher nicht unter den Erwartungen der Marktteilnehmer hinsichtlich des
durchschnittlichen Strompreisniveaus in den Zeiten liegen, in denen vor der Invasion der
Ukraine durch Russland die Nachfrage nach Strom am hochsten war. Die durchschnittlichen
Marktpreiserwartungen fiir Spitzenzeiten lagen in den letzten Jahrzehnten trotz
Preisunterschieden zwischen den Regionen der Union durchweg und deutlich unter
180 EUR/MWHh. Dartiiber hinaus zeigen Simulationen auf der Grundlage der von Januar bis

August 2022 beobachteten Preise, dass eine Obergrenze von 180 EUR/MWh zu einer
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Stabilisierung des durchschnittlichen Erloses bei rund 150 EUR/MWh gefiihrt hitte. Dieses
durchschnittliche Erlosniveau liegt durchweg iiber den derzeitigen Stromgestehungskosten fiir
die inframarginalen Technologien, auf die bei der Anwendung der Erlosobergrenze abgezielt
wird®, sodass die Erzeuger, fiir die sie gilt, ihre Investitionen und Betriebskosten decken
konnen. Die Obergrenze sollte daher die Investitionen in neue inframarginale Kapazititen
nicht beeintrachtigen. Daher schligt die Kommission vor, die Erldsobergrenze auf

180 EUR/MWh festzusetzen, was die erforderliche Sicherheitsmarge beriicksichtigt.

Eine solche Obergrenze sollte auf Markterlose beschriankt sein und nicht die gesamten
Erzeugungserlose (einschlieBlich beispielsweise solcher aus Forderregelungen) beinhalten,
um zu vermeiden, dass die anfanglich erwartete Rentabilitit eines Vorhabens erheblich

beeintrichtigt wird.

Eine unionsweit einheitliche Erlosobergrenze ist erforderlich, um das Funktionieren des
Elektrizitdtsbinnenmarkts zu bewahren, da dadurch der preisbasierte Wettbewerb zwischen
Stromerzeugern auf der Grundlage verschiedener Technologien, insbesondere fiir erneuerbare
Energien, aufrechterhalten wiirde. Da die Obergrenze auf die Erlose pro erzeugter MWh
Strom angewandt werden wird, wird die Preisbildung auf den StromgroB3handelsmérkten nicht
beeintrichtigt. Der Einsatz von Kraftwerken wird weiterhin auf der Grundlage ihres
Effizienzniveaus erfolgen, wobei zunichst diejenigen mit niedrigeren Grenzkosten zum
Einsatz kommen, und der grenziiberschreitende Handel mit Strom wird nicht beeintriachtigt

werden.

Die Mitgliedstaaten miissen geeignete Verfahren einfiihren, um die Uberschusserldse wieder
von den Erzeugern einzuziehen, da die Erlosobergrenze zum Zeitpunkt der Abwicklung der
Transaktionen oder, falls dies nicht moglich ist, danach angewandt werden kann. Dies ist
abhingig davon, wie die GroBhandelsmirkte fiir Strom in unterschiedlichen Zeitrdumen

funktionieren und wie sie in den Mitgliedstaaten organisiert sind.

Anwendungsbereich der Obergrenze

Die Obergrenze fiir Markterlose wiirde fiir Erlose aus dem Stromverkauf fiir alle
inframarginalen Erzeuger im Sinne der Verordnung gelten und alle Marktzeitrdume abdecken,
unabhédngig davon, ob der Stromhandel bilateral (auBerborslich) oder auf zentralen
Marktplitzen stattfindet. Sollte die Obergrenze nur flir bestimmte Zeitrdume oder nur fiir

Borsen und andere organisierte Marktpldtze gelten, kdnnten inframarginale Erzeuger einen

3 Energy costs, taxes and the impact of government interventions on investments: final report, Trinomics,

Oktober 2020.
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Anreiz haben, Strom in den Zeitrdumen und auf den Marktpldtzen zu handeln, die von der
MaBnahme nicht erfasst werden. Andererseits wiirden durch die vorgeschlagene breite
Anwendung der Erlésobergrenze Anreize zum Abschluss langfristiger Strombezugsvertrige
erhalten, die fiir Verbraucher von entscheidender Bedeutung sind, um sich gegen
Preisschwankungen abzusichern, und ein wichtiges Instrument zur Stimulierung von
Investitionen in inframarginale Technologien, insbesondere erneuerbare Energien, darstellen.
Da die Erlosobergrenze nicht in die Preisbildung eingreift, hitten die Verbraucher ein
Interesse daran, langfristige Strombezugsvertrage abzuschlieen, die es ihnen ermdglichen,

direkt von Preisen zu profitieren, die unter den Marktpreisen liegen.

Die Erlosobergrenze wird je erzeugter MWh Strom angewandt. Unabhédngig davon, in
welcher vertraglichen Form der Stromhandel stattfindet, sollte die Obergrenze nur fiir
realisierte Markterlose gelten. Dies ist notwendig, um zu vermeiden, dass Erzeuger betroffen
sind, die nicht tatsdchlich von den derzeit hohen Strompreisen profitieren, da sie ihre Erlose
gegen Schwankungen auf dem StromgroBhandelsmarkt zu einem Preis unterhalb der
Obergrenze abgesichert haben. Soweit bestehende oder kiinftige vertragliche Verpflichtungen,
z. B. Vertrdge {iiber den Bezug von erneuerbarem Strom und andere Arten von
Strombezugsvertragen oder Forward Hedges, zu Markterldsen aus der Stromerzeugung
fiihren, die unterhalb der Obergrenze liegen, wiirden sie daher nicht von ihrer Anwendung

erfasst.

Definition relevanter inframarginaler Technologien

Die Erlosobergrenze gilt fiir Markterlose aus dem Verkauf von Strom, der mit Technologien
erzeugt wurde, deren Grenzkosten unterhalb der Obergrenze liegen, etwa Windkraft,
Solarenergie, Geothermie, Kernenergie, Biomasse, FErdol und Erdolerzeugnisse,

Wasserkraftanlagen ohne Speicherbecken usw.

Die Obergrenze fiir Markterlose sollte jedoch nicht fiir Technologien gelten, bei denen die
Kosten fiir den eingesetzten Brennstoff dazu fithren, dass die Gewinnschwelle iiber der
Obergrenze liegt, da dies diese Tatigkeiten und letztlich die Versorgungssicherheit gefdhrden
wiirde. Dies ist beispielsweise bei Gas- und Kohlekraftwerken der Fall. Seit der Invasion der
Ukraine sind die Preise fiir Erdgas und Steinkohle drastisch gestiegen®, was zu einem Break-

even-Erzeugungspreis gefiihrt hat, der iiber der Obergrenze liegt. Wiirden Gas- und

4 Der Preis fiir Erdgas stieg auf iiber 200 EUR/MWh und der Preis fiir Kohle auf iiber 300 EUR/MWh.
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Kohlekraftwerke der Erlosobergrenze unterliegen, konnten sie ihre Betriebskosten nicht

decken und wiirden aus dem Betrieb herausgedréangt.

Im Einklang mit den Zielen der REPowerEU-Mitteilung sollte die Anwendung der
Obergrenze Anreize fiir Investitionen in flexible Erzeugungstechnologien (z. B. Laststeuerung
und alle Arten von Speichern) und die Erzeugung von Strom aus Quellen, die unmittelbar mit
Erdgas und mit Gaskraftwerken konkurrieren, nicht behindern. Dementsprechend sollte die

Obergrenze nicht fiir Kraftwerke gelten, die Biomethan nutzen.

Dies ist erforderlich, um fiir diese Technologien und Erzeugungsarten die Anreize zur
Senkung des Gasverbrauchs aufrechtzuerhalten, wie in der REPowerEU-Mitteilung

hervorgehoben wird.

Um die Anreize fiir die Entwicklung innovativer Technologien aufrechtzuerhalten, sollte die
Erlosobergrenze nicht fiir Demonstrationsvorhaben gelten. In der Praxis ist dies fiir
gewohnlich bereits der Fall, da die Vergiitung von Demonstrationsvorhaben in der Regel

auBlerhalb des Markts festgelegt wird (z. B. feste Erlose durch Einspeisetarife).

In einigen Mitgliedstaaten werden die Erlose einiger Erzeuger bereits durch staatliche
MafBnahmen begrenzt. Daher profitieren diese Erzeuger nicht von héheren Erlésen aufgrund
des jlingsten Anstiegs der Strompreise. Daher sollten bestehende Erzeuger, die staatlichen
MaBnahmen dieser Art unterliegen, von der Anwendung der Obergrenze ausgenommen

werden.

Um einen iibermaBigen Verwaltungsaufwand zu vermeiden und eine effiziente Anwendung
der vorgeschlagenen MaBnahme zu gewéhrleisten, sollte es den Mitgliedstaaten gestattet
werden, Erzeuger, die Strom aus Anlagen mit einer Kapazitit von weniger als 20 kW

erzeugen, von der Anwendung der Erlosobergrenze auszunehmen.

Umverteilung an Endkunden

Die Uberschusserldse, die sich aus der Anwendung der Obergrenze ergeben, werden an die
Stromendkunden weitergeleitet. Dies schlieft alle Kéufer von Strom ein, die diesen fiir ihren
Eigenverbrauch kaufen. Bei der Auswahl der Begiinstigten der Umverteilung sollten die
Mitgliedstaaten so weit wie moglich auf die Endkunden abzielen, die den hohen Strompreisen
am stirksten ausgesetzt sind, seien es private oder gewerbliche. Die Verteilung der
Uberschusserlose gemiB diesem Instrument erfolgt unbeschadet der Anwendung der

Artikel 107 und 108 AEUV.

Bewiiltigung von Schwierigkeiten, denen sich Verbraucher gegeniibersehen

10
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SchlieBlich enthélt dieser Vorschlag wichtige Bestimmungen, um den Schwierigkeiten
Rechnung zu tragen, mit denen die Verbraucher aufgrund der sehr hohen Energiepreise
konfrontiert sind. Bei der derzeitigen Krise stellt sich die Herausforderung, eine angemessene
Unterstiitzung sicherzustellen, damit die Haushaltskunden weiterhin Zugang zu der
notwendigen Energie haben, ohne dabei den Anreiz, Energie einzusparen, zu untergraben. Der
Ausgangspunkt fiir das Handeln ist die uneingeschrinkte Anerkennung der Gefahr, dass
Haushalte, darunter auch Haushalte mit mittlerem Einkommen, in eine Notlage kommen, und

der Bedarf an UnterstiitzungsmaBBnahmen auf nationaler Ebene.

Die Mitgliedstaaten haben bereits ein breites Spektrum an UnterstiitzungsmalB3nahmen
ergriffen, darunter MafBlnahmen auf der Grundlage der Toolbox. Dazu gehdren direkte
finanzielle Unterstiitzungen, die Senkung von Steuern und Abgaben, Rabatte auf die
Energierechnungen der Verbraucher sowie Maflnahmen zur Forderung der Energieeffizienz
und der Erzeugung von erneuerbaren Energien vor Ort. Die Mitgliedstaaten haben auch in die
Festsetzung der Stromversorgungspreise eingegriffen — d.h. regulierte Preise fiir

Endverbraucher festgelegt.

All diese Instrumente werden weiterhin wichtig sein. Die Mitgliedstaaten sollten diejenigen
auswdhlen konnen, die ihren nationalen Gegebenheiten am besten entsprechen. Soweit wie
moglich wird die Unterstiitzung der Verbraucher auch eine Nachfragesenkung fordern
missen. Es ist jedoch auch wichtig, zu erkennen, dass einige Verbraucher moglicherweise
bereits nahe an dem unerldsslichen Verbrauchsniveau liegen, das zum Schutz ihres

Wohlergehens mindestens erforderlich ist.

Die Kommission hat in der Mitteilung ,,REPowerEU: gemeinsames européisches Vorgehen
fiir erschwinglichere, sichere und nachhaltige Energie*> Leitlinien fiir die Anwendung und die
Gestaltung staatlicher Eingriffe in die Festsetzung der Stromversorgungspreise bereitgestellt,
um sicherzustellen, dass sie den Verbrauchern in der aktuellen Krise zugutekommen und den
Wettbewerb auf ldngere Sicht zum Vorteil der Verbraucher verbessern. Gemaf der Richtlinie
(EU) 2019/944 diirfen solche Eingriffe in die Preisfestsetzung jedoch nicht fiir kleine und

mittlere Unternehmen gelten und die Preise nicht unterhalb der Kosten liegen.

Das Recht der Verbraucher, den Energieversorger zu wiahlen, der ihnen den besten Preis und
den besten Service anbietet, ist das Herzstiick des Elektrizititsbinnenmarkts. Der daraus

resultierende Wettbewerb hat zu einem Abwirtsdruck auf die Preise und zu einer gréfleren

5 COM(2022) 108 final.
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Auswahl gefiihrt, da die Verbraucher nicht mehr auf etablierte Monopolisten angewiesen
waren. Der Wettbewerb und die Auswahl an Versorgern und Angeboten werden auch eine
wesentliche Rolle bei der Verwirklichung des européischen Griinen Deals spielen, da sie es
den Verbrauchern ermoglichen, vom Elektrizitdtsbinnenmarkt zu profitieren und zur
Verwirklichung der Ziele der Union in den Bereichen Energieeffizienz und erneuerbare

Energie beizutragen.

Wie in der Mitteilung tiber kurzfristige Marktinterventionen und langfristige Verbesserungen
der Strommarktgestaltung dargelegt, ist die Kommission der Auffassung, dass es im
derzeitigen Kontext akzeptabel sein konnte, die Preisregulierung auf kleine und mittlere
Unternehmen (KMU) auszuweiten. Da die EU-Rechtsvorschriften im Energiebereich keinen
spezifischen Rahmen fiir diese Verbraucher vorsehen, wiirden die Mitgliedstaaten ein
weiteres Instrument zur Bewiltigung der Auswirkungen dieser Krise erhalten, wenn ihnen
gestattet wird, Eingriffe in die Preisfestsetzung in Form regulierter Preise wihrend dieser
Krise auf kleine und mittlere Unternehmen auszuweiten. Dieser Ansatz spiegelt die Tatsache
wider, dass die derzeitige Lage auf dem Energiemarkt mit hohen und volatilen
GroBhandelspreisen fiir Gas und Strom den Wettbewerb einschrinken und den Kunden im
KMU-Segment schaden konnte. Eine solche Mdglichkeit sollte jedoch den Anreiz zur
Verringerung des Verbrauchs aufrechterhalten und somit auf 80 % ihres historischen

Verbrauchs begrenzt werden.

Staatliche Eingriffe in die Festsetzung der Strompreise, sodass diese unterhalb der Kosten
liegen, konnten fiir einige Mitgliedstaaten eine Mdglichkeit sein, die Auswirkungen der Krise
auf die Verbraucher direkt abzumildern. Dennoch haben solche MaBinahmen auch erhebliche
Auswirkungen auf das Funktionieren des Wettbewerbs auf dem Endkundenmarkt, auf
Innovation und auf den Anreiz, die Nachfrage zu senken. Aus diesem Grund miissen sie, auch
als Notfallmainahme, mit Schutzmaflnahmen einhergehen, die eine diskriminierungsfreie

Behandlung der Versorger und einen Anreiz zur Verringerung der Nachfrage gewahrleisten.

Sicherzustellen, dass der Elektrizitdtsbinnenmarkt den Mitgliedstaaten die Instrumente und
die Flexibilitit bietet, die sie bendtigen, um auf die Krise zu reagieren, ist ein entscheidender
Bestandteil der notwendigen Solidaritit. Ob diese Moglichkeiten genutzt werden, sollte
jedoch den Mitgliedstaaten iiberlassen bleiben, die am besten in der Lage sind, die
Wirksamkeit solcher MaBBnahmen, insbesondere im Vergleich zu anderen Instrumenten, zu
ermitteln und sie auf die Notwendigkeit abzustimmen, die Unterstiitzung gezielt dorthin zu

lenken, wo sie am dringendsten benétigt wird.
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3. SOLIDARITATSBEITRAG

Nicht nur Stromerzeugungsunternehmen, sondern auch der Sektor fiir fossile Brennstoffe
profitiert von extremen Preisanstiegen aufgrund der derzeitigen Marktlage und erzielt
Gewinne, die liber das Ergebnis der iiblichen Geschéftstitigkeit hinausgehen. Der drastische
Anstieg der Energie- und Strompreise stellt eine erhebliche Belastung fiir Behorden,
Verbraucher und Unternehmen gleichermaflen dar, und es miissen Maflnahmen ergriffen
werden, um die Gefahr zu vermeiden, dass die Preise ein untragbares Niveau mit weitaus
grofleren und potenziell schiadlichen gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Auswirkungen
erreichen. Diese Entwicklungen erfordern eine gemeinsame Reaktion auf Unionsebene. Die
Staats- und Regierungschefs der EU und die Kommission haben daher festgestellt, dass
dringend zusdtzliche MaBnahmen erforderlich sind, um die Auswirkungen dieser Ereignisse
auf die Biirgerinnen und Biirger der EU und die Wirtschaftsakteure abzumildern und eine

noch akutere Krise abzuwenden.

Zur finanziellen Unterstiitzung der Mallnahmen, die erforderlich sind, um auf derzeitige
Krisensituationen fiir Haushalte und Unternehmen zu reagieren, miissen diejenigen, die

iiberméfige Gewinne erzielen, einen Teil davon im Geiste der Solidaritét beitragen.

Mit dieser Verordnung wird ein in allen Mitgliedstaaten geltender Solidarititsbeitrag fiir die
fossile Industrie eingefiihrt. Dieser Solidaritdtsbeitrag ist eine der derzeitigen Situation
angemessene auflerordentliche und befristete Maflnahme, die die Mitgliedstaaten im Geiste
der Solidaritdt ergreifen wiirden, um die unmittelbaren wirtschaftlichen Auswirkungen des
drastischen Anstiegs der Energiepreise auf die Haushalte der Behorden, die Verbraucher und

die Unternehmen in der gesamten Union abzumildern.

Durch die Einfiihrung eines befristeten Solidaritatsbeitrags wird sichergestellt, dass auch diese
Sektoren einen Beitrag im Verhéltnis zu den durch die Krisensituation erzielten Gewinnen
leisten. Gleichzeitig wird durch die Ausgestaltung des Beitrags sichergestellt, dass
ausreichend Mittel zur Verfiigung stehen, um die Investitionen zu finanzieren, die fiir
Investitionen in die Energiewende und neue Technologien erforderlich sind, einschlieBlich auf

EU-Ebene.

Zu diesem Zweck wird mit diesem Vorschlag eine MalBlnahme eingefiihrt, die aus einem
befristeten Solidaritiitsbeitrag besteht, der auf den steuerpflichtigen Uberschussgewinnen
beruht, die im Geschiiftsjahr 2022 von Unternehmen und Betriebsstitten, die nur im Ol-, Gas-,
Kohle- und Raffineriebereich tdtig sind, erzielt wurden, und der derzeitigen

sozioOkonomischen Lage angemessen ist. Im Geiste der Solidaritit zwischen den
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Mitgliedstaaten werden mit dem Beitrag MafBlnahmen finanziert werden, die zur Abmilderung
der derzeitigen Krise beitragen. Zum Vorteil aller Mitgliedstaaten wird die Maflnahme eine
Umverteilung von Ressourcen und finanzielle Unterstiitzung fiir Haushalte und Unternehmen
ermdglichen, um die Auswirkungen anhaltend hoher Energiepreise abzumildern, den
Energieverbrauch zu senken, energieintensive Industriezweige zu unterstiitzen und auf
erneuerbare Energien oder Energieeffizienz auszurichten und die Energieautonomie der
Union auszubauen. Darliber hinaus begriinden die derzeitige Unterbrechung der
Gaslieferungen und die sich daraus ergebenden Auswirkungen auf die Gas- und Strompreise
sowie die aufgrund der Rekordtemperaturen im Sommer hohere Nachfrage nach Energie in
Verbindung mit der geringeren Verfiigbarkeit bestimmter Stromerzeuger eine gravierende
Schwierigkeit in der Versorgung mit einer bestimmten Ware — in diesem Fall mit Energie. Die
MaBnahme wird dazu beitragen, das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts zu
bewahren und die notwendige Solidaritdt zwischen den Mitgliedstaaten zu gewéhrleisten. Die
in diesem Instrument vorgesehene Verteilung der Uberschussgewinne ldsst die Anwendung

der Artikel 107 und 108 AEUV unberiihrt.

4. KOHARENZ MIT DEN BESTEHENDEN VORSCHRIFTEN IN DIESEM POLITIKBEREICH

Das vorgeschlagene Instrument sieht befristete, verhdltnismédfige und auBlerordentliche
MaBnahmen vor. Es ergidnzt bestehende einschligige Initiativen und Rechtsvorschriften der
EU und ergénzt die Initiativen, die die Kommission bereits ergriffen hat, um auf die derzeitige
Krise auf den Energiemirkten zu reagieren. Es ergibt sich logisch aus bestehenden Initiativen
wie der am 13.Oktober 2021 angenommenen Energiepreis-Toolbox®” und dem
,,REPowerEU“-Plan vom 18. Mai 2022, der eine Liste von MalBnahmen enthilt, die die
Mitgliedstaaten zur Unterstiitzung der Verbraucher ergreifen konnen, und erginzt die

Initiative ,,Gaseinsparungen fiir einen sicheren Winter*.

Dariiber hinaus werden die in der vorgeschlagenen Verordnung enthaltenen Elemente zur
Nachfragesenkung die kiirzlich im Hinblick auf die Gasspeicherung erlassene Verordnung

(EU) 2022/1032% unterstiitzen, indem sie den Bedarf an Stromerzeugung aus Gas verringern

6 COM(2021) 660 final vom 13. Oktober 2021: Steigende Energiepreise —eine ,,Toolbox* mit
Gegenmalinahmen und Hilfeleistungen.

7 COM(2022) 236 final.

8 Verordnung (EU) 2022/1032 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. Juni 2022 zur
Anderung der Verordnungen (EU)2017/1938 und (EG) Nr.715/2009 im Hinblick auf die
Gasspeicherung (ABI. L 173 vom 30.6.2022, S. 17).
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und so den Mitgliedstaaten dabei helfen, die durch die Verpflichtungen zur Befiillung von
Speicheranlagen gewonnenen Gasvorrdte zu erhalten und die Versorgung fiir den

Winter 2022-2023 zu sichern.

Die Ausweitung des Anwendungsbereichs staatlicher Eingriffe im Einklang mit den in der
Verordnung vorgeschlagenen MaBnahmen ist durch die derzeitige ernste Lage auf den

Strommairkten gerechtfertigt.

Mit der vorgeschlagenen Initiative wird der von allen Stromverbrauchern gespiirten
gestiegenen Belastung durch die Endkundenpreise und der Notwendigkeit Rechnung
getragen, die Nachfrage senken und in diesem Winter infolge des russischen Krieges gegen

die Ukraine Gas einsparen zu miissen.

Angesichts der Konzeption der vorgeschlagenen Initiative, insbesondere der Hohe und des
voriibergehenden Charakters der fiir die Stromerzeugung mit inframarginalen Technologien
vorgeschlagenen Obergrenze fiir Markterldse, ist die Kommission der Auffassung, dass der

Vorschlag mit den Zielen des Europidischen Klimagesetzes vereinbar ist.

S. KOHARENZ MIT DER POLITIK DER UNION IN ANDEREN BEREICHEN

Bei dem Vorschlag handelt es sich um eine aullerordentliche Mallnahme, die fiir einen
begrenzten Zeitraum gelten soll und mit einem breiteren Spektrum von Initiativen zur
Starkung der Energieresilienz der Union und zur Minderung der Gefahr bzw. der
Auswirkungen von mdglichen Krisensituationen im Einklang steht. Der Vorschlag bewahrt
das Funktionieren des Binnenmarkts und beeintrichtigt dessen Integritit nicht, da
funktionierende grenziiberschreitende Energiemérkte bei Versorgungsengpissen von
entscheidender Bedeutung fiir die Gewihrleistung der Versorgungssicherheit sind. Er sorgt
fiir eine besser koordinierte Senkung der Stromnachfrage, steht auch im Einklang mit den
Zielen des Griinen Deals der Kommission und folgt den gleichen Grundsitzen und Zielen,
wie sie in der Initiative ,,Gaseinsparungen fiir einen sicheren Winter* dargelegt wurden.
SchlieBlich steht der Vorschlag im Einklang mit den Grundsétzen des Verbraucherschutzes,
mit denen erschwingliche Energiepreise fiir Verbraucher in der gesamten EU sichergestellt

werden sollen.

6. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
Rechtsgrundlage
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Die Rechtsgrundlage fiir dieses Instrument ist Artikel 122 Absatz 1 des Vertrages iiber die
Arbeitsweise der Européischen Union (AEUV).

Die derzeitige Unterbrechung der Gaslieferungen und die sich daraus ergebenden
Auswirkungen auf die Gas- und Strompreise sowie die aufgrund der Rekordtemperaturen in
diesem Sommer hohere Energienachfrage in Verbindung mit der geringeren Verfligbarkeit
bestimmter Stromerzeuger begriinden eine gravierende Schwierigkeit in der Versorgung mit
Energiecerzeugnissen — in diesem Fall mit Energie — im Sinne von Artikel 122 AEUV. Die
drastisch ansteigenden Strompreise sind eine erhebliche Belastung fiir Verbraucher und
Unternehmen, und wenn nicht gehandelt wird, besteht die Gefahr, dass die Preise ein nicht
tragbares Niveau erreichen, was erhebliche umfassendere gesellschaftliche und
wirtschaftliche Auswirkungen haben konnte. Die Staats- und Regierungschefs der EU und die
Kommission haben festgestellt, dass dringend zusétzliche MaBBnahmen erforderlich sind, um
die Auswirkungen auf die Biirgerinnen und Biirger der EU abzumildern und besser auf den

kommenden Winter vorbereitet zu sein.

Die befristeten Mafinahmen im Rahmen der vorgeschlagenen Verordnung beruhen auf dem
Grundsatz der Solidaritit im Energiebereich und ermoglichen den Mitgliedstaaten einen
koordinierten Ansatz, um die Verbraucher zu schiitzen, ohne das Funktionieren des

Elektrizitdtsbinnenmarkts zu beeintrichtigen.

Um erhebliche Verzerrungen auf dem Binnenmarkt und bei Lieferketten zu vermeiden, die
das Risiko fiir die Versorgungssicherheit in diesem Winter erhohen konnten, ist es von
entscheidender Bedeutung, dass alle Mitgliedstaaten so bald wie moglich gemeinsam und im
Geiste der Solidaritit handeln. Alle Mitgliedstaaten sind von der derzeitigen Krise negativ
betroffen, aber nicht alle sind finanziell gleichermafen in der Lage, die Verbraucher zu
unterstlitzen. Dies kann dazu fithren, dass einige Mitgliedstaaten die Verbraucher
unterstiitzen, wihrend andere sich dies moglicherweise nicht leisten konnen oder zdgern
konnten, mit MaBBnahmen zu intervenieren, die sich negativ auf den Elektrizitdtsbinnenmarkt

auswirken konnen.

Koordinierte Bemiihungen zur Verringerung der Nachfrage und zur Umverteilung
tibermifiger Erlose an in Schwierigkeiten geratene Verbraucher sind der beste Weg, um die
Herausforderungen im Vorfeld dieses Winters zu bewiltigen. Durch die Koordinierung der
Nachfragesenkung, die Aufrechterhaltung der Mdoglichkeit, bei Bedarf Strom zu importieren,
und die Verwendung iliberméBiger Erlose zur Unterstiitzung der Verbraucher werden die

Mitgliedstaaten in der Lage sein, fiir eine bessere Unterstlitzung von Verbrauchern und
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Unternehmen zu sorgen und so die Auswirkungen der Inflation in der gesamten Wirtschaft
abzumildern und die Widerstandsfdhigkeit des EU-Binnenmarkts zu stirken. FEin
koordiniertes Vorgehen ist auch erforderlich, um zur besseren Solvenz der Biirger und
Unternehmen beizutragen und so die Auswirkungen der Inflation auf die gesamte Wirtschaft
der Union abzumildern. Alle Mitgliedstaaten sollten die Lasten teilen und zu den
gemeinsamen Anstrengungen zur Unterstiitzung der Kunden beitragen, damit die Grundsétze

des Binnenmarkts nicht untergraben werden.

Wihrend die  Mitgliedstaaten  unterschiedlich von den  Auswirkungen  der
Gasversorgungsengpisse auf die Strompreise betroffen sind, miissen sich alle Mitgliedstaaten
zu dieser Mallnahme verpflichten, ihren Stromverbrauch auf dem gleichen Niveau zu senken.
Koordinierte Bemiihungen auf EU-Ebene zur europaweiten Senkung der Stromnachfrage
werden den Gesamtstromverbrauch in der gesamten Union senken, was zu niedrigeren
GroBhandelspreisen fiir Strom und in der Folge zu niedrigeren Preisen fiir Verbraucher fiihren
wird. Die Verringerung der Stromnachfrage in Spitzenzeiten wird auch zu einem geringeren
Bedarf an Gaskraftwerken fiihren, da insgesamt weniger Strom nachgefragt wird. Solch eine
koordinierte Reaktion wird das Stromeinsparungspotenzial in der EU nutzen, was ohne
koordiniertes Vorgehen aller Mitgliedstaaten auf EU-Ebene nicht in gleichem MafBle moglich
wire. Alle Mitgliedstaaten werden zu den gemeinsamen Bemiihungen beitragen, die Preise zu
senken und Risiken fiir die Versorgungssicherheit vorzubeugen. Da die Stromnetze der
Mitgliedstaaten im Elektrizititsbinnenmarkt in hohem Male integriert sind, konnte die
MalBnahme nur dann wirksam sein, wenn alle Mitgliedstaaten ihren Beitrag zur Verringerung

der Nachfrage leisten.

In diesem Sinne werden durch die Solidaritit zwischen den Mitgliedstaaten in Form einer
einheitlichen Erlosobergrenze fiir inframarginale Erzeugungstechnologien Einnahmen fiir die
Mitgliedstaaten generiert, mit denen sie Maflnahmen zur Unterstiitzung der Stromendkunden
finanzieren konnen, und gleichzeitig die Preissignale auf den europaweiten Markten und der
grenziiberschreitende Handel aufrechterhalten. Somit wird sichergestellt, dass Strom in
Europa weiterhin dorthin flieBen wird, wo er am dringendsten benétigt wird, und dass giinstig
erzeugter Strom in Mitgliedstaaten exportiert wird, in denen die Stromerzeugung teurer ist.
Diese koordinierten Bemiihungen der Mitgliedstaaten sind daher im Grundsatz der

Energiesolidaritit zwischen den Mitgliedstaaten und den Biirgern der Union verankert.

Dariiber hinaus ist diese Mafinahme mit der derzeitigen Art und Weise des Stromhandels und

der Preisbildung in ganz Europa vereinbar, wodurch sichergestellt wird, dass der
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Energichandel und die gemeinsame Nutzung von Energie intakt bleiben, dass die
Mitgliedstaaten sich fiir Importe weiterhin auf ihre Nachbarn verlassen konnen und dass die
Mitgliedstaaten mit einer geringeren heimischen Erzeugung und begrenzten natiirlichen
Ressourcen besser vor den Risiken von Versorgungsunterbrechungen geschiitzt sind. Es ist
daher gerechtfertigt, das vorgeschlagene Instrument auf Artikel 122 Absatz 1 AEUV zu

stiitzen.

Der extreme Preisanstieg hat dazu gefiihrt, dass nicht nur viele Haushalte bei der Bezahlung
ihrer Rechnungen vor erheblichen Herausforderungen stehen, sondern auch ein ernstes Risiko
fiir die Wirtschaft besteht. Da das Ausmall der derzeitigen Probleme im bestehenden
Rechtsrahmen nicht vorhergesehen wurde, ist es angezeigt, staatliche Eingriffe in die
Endkundenpreise auch fiir kleine und mittlere Unternehmen zu erlauben und — unter
bestimmten Voraussetzungen — Eingriffe zuzulassen, die sowohl fiir Haushalte als auch fiir

KMU zu einem Preisniveau fiihren, das unter den Kosten der Energieversorger liegt.

Die Auswirkungen der Gasversorgungsengpisse auf die Strompreise sowie die Moglichkeiten
zur Finanzierung von Unterstlitzungsmafnahmen aus dem Staatshaushalt sind jedoch von
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich. Infolgedessen hat die Krise in einigen Teilen
der Union unverhiltnismiBige Auswirkungen; Kunden haben keinen Zugang zu der von ihnen
benotigten Energie, da sich Versorger aus dem Markt zuriickziechen. Ohne die
vorgeschlagenen Mallnahmen besteht die Gefahr, dass nur Mitgliedstaaten mit
haushaltspolitischem Spielraum {iiber die Ressourcen verfiigen, um diese Kunden und
Versorger zu schiitzen, was zu schwerwiegenden Verzerrungen im Binnenmarkt fiihren
wiirde. Durch die in dieser Verordnung eingefiihrte einheitliche Verpflichtung zur Weitergabe
von iibermafigen Erlosen an die Endverbraucher wird grundsétzlich sichergestellt, dass alle
Mitgliedstaaten in der Lage sein werden, ihre Kunden zu schiitzen und diese zusdtzlichen
Mittel fiir denselben Zweck zu verwenden. Die positiven Auswirkungen auf die Energiepreise
werden sich positiv auf den vernetzten EU-Markt auswirken und auch zu einer Ddmpfung der
Inflationsrate beitragen. Daher werden sich nationale MaBnahmen in der vernetzten

Wirtschaft der Union auch in anderen Mitgliedstaaten positiv auswirken.

Es ist erforderlich, dass die Mitgliedstaaten gemeinsam einen koordinierten befristeten
Solidarititsbeitrags einfithren, der auf den steuerpflichtigen Uberschussgewinnen basiert, die
im Geschiftsjahr 2022 von EU-Unternehmen und Betriebstitten im Ol-, Gas-, Kohle- und
Raffineriebereich in der Union erzielt wurden, und fiir den ein gemeinsamer Rahmen gilt, um

Verbraucher und Unternehmen in der gesamten Union vor drastisch ansteigenden
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Energiepreisen zu schiitzen und gleichzeitig das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts
zu bewahren und die notwendige Solidaritidt zwischen den Mitgliedstaaten zu gewdhrleisten.
Es ist daher gerechtfertigt, das vorgeschlagene Instrument auf Artikel 122 Absatz 1 AEUV zu
stiitzen. Durch die Einfithrung eines Solidaritdtsbeitrags wird dem Mallnahmenpaket, das im
Rahmen der NotfallmaBnahmen im Energiebereich eingefiihrt werden soll, ein

Gerechtigkeitselement hinzugefiigt.

Mit diesem Vorschlag wird daher sichergestellt, dass alle Mitgliedstaaten ihre Bemiihungen
koordinieren. Er steht daher im Zeichen des Grundsatzes der Energiesolidaritit, der kiirzlich

vom Gerichtshof als Grundprinzip des EU-Rechts bestitigt wurde’.
Subsidiaritit (bei nicht ausschlieBlicher Zustindigkeit)

Die geplanten MaBBnahmen der vorliegenden Initiative stehen voll und ganz im Einklang mit
dem Subsidiarititsprinzip. Aufgrund der erheblichen Unsicherheit auf dem Strommarkt der
Union und der daraus resultierenden auBlergewohnlich hohen Preise, die dadurch verursacht
werden, dass Russland die Gaslieferungen als Waffe einsetzt, sind MalBnahmen auf
Unionsebene erforderlich. Ein koordinierter Ansatz durch eine unionsweite Senkung der
Stromnachfrage im Geiste der Solidaritdt ist erforderlich, um das Risiko mdglicher groferer
Storungen in den Wintermonaten, in denen der Stromverbrauch und die Stromerzeugung aus

Gas hoher sein werden, zu minimieren.

Angesichts des beispiellosen Charakters der Gasversorgungskrise und der Rolle von Gas als
Schliisseltechnologie zur Deckung der Stromnachfrage sind auch Maflnahmen auf
Unionsebene in Bezug auf die Strommaérkte angezeigt. Die Mitgliedstaaten miissen sich in
diesem Winter bei Bedarf auf Importe verlassen konnen, was die Bedeutung des
Elektrizitdtsbinnenmarkts unterstreicht. Strom muss weiterhin durch Europa flieen, damit
eine Krise der hohen Preise nicht zu einer Versorgungssicherheitskrise wird. Dies muss
jedoch erschwinglich sein, und es sollte etwas gegen die unverhéltnismaBigen Auswirkungen
auf die Stromrechnungen der Verbraucher unternommen werden. Um das Funktionieren des
Stromnetzes, den grenziiberschreitenden Handel und Investitionen zu bewahren, ist ein
gemeinsamer Ansatz fiir eine Obergrenze bei den Erldsen fiir inframarginale Technologien

sowohl verniinftig als auch angemessen und verhaltnismagig.

In Bezug auf Strom wird in diesem Vorschlag das mit den Maflnahmen zu erreichende

Endergebnis festgelegt, indem MaBnahmen zur Senkung der Nachfrage und

0 Urteil in der Rechtssache C-848/19 P (Deutschland/Polen).
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rechtsverbindliche Verpflichtungen zur Verringerung des Energieverbrauchs in den Zeiten, zu
denen die Strompreise am hochsten sind, festgelegt und die Erlose der inframarginalen
Technologien begrenzt werden. Gleichzeitig raumt er den Mitgliedstaaten vollige Autonomie
bei der Wahl der wirksamsten Mittel zur Erfiillung dieser Verpflichtungen entsprechend ihren
nationalen Besonderheiten ein und erweitert die Moglichkeit fiir die Mitgliedstaaten, in die
Preisregulierung einzugreifen. Im Einzelnen:
J In Bezug auf die Senkung der Stromnachfrage werden in der vorgeschlagenen
Verordnung verbindliche Zielvorgaben festgelegt, die erreicht werden miissen, wobei

den Mitgliedstaaten die Wahl der Mittel zur Erreichung dieser Ziele iiberlassen
bleibt.

. In Bezug auf die Erlosobergrenze zur Finanzierung der Unterstiitzung von
Verbrauchern wird in der vorgeschlagenen Verordnung eine in der Union geltende
einheitliche Obergrenze festgelegt. Die Mitgliedstaaten behalten jedoch das Recht,
weitere Begrenzungen einzufiihren, sofern diese verhidltnismadBig sind, das
Funktionieren der StromgroBhandelsmérkte nicht verzerren, sicherstellen, dass die
Investitionskosten gedeckt sind, Investitionssignale nicht gefihrden und mit dem
Unionsrecht in Einklang stehen. Die Uberschusserlése werden zur Unterstiitzung der
Verbraucher verwendet, aber die Mitgliedstaaten werden vollige Autonomie in
Bezug auf die Mittel haben, mit denen sichergestellt wird, dass die Uberschusserldse
bei den Verbrauchern ankommen.

J Was staatliche Eingriffe in die Endkundenpreise anbelangt, erweitert die
vorgeschlagene Verordnung im Vergleich zum derzeitigen Rechtsrahmen auf
Unionsebene sogar den Spielraum der Mitgliedstaaten, solche MalBnahmen zu
ergreifen, was im Einklang mit dem Subsidiaritéitsprinzip steht.

Was die Maflnahme im fossilen Sektor betrifft, so wird mit dem befristeten Solidarititsbeitrag
der Herausforderung, vor der alle Mitgliedstaaten stehen und die derzeit in unterschiedlicher
Weise angegangen wird, mit einem Rahmen fiir einen Solidarititsbeitrag auf européischer
Ebene begegnet. Die gemeinsame Initiative auf Unionsebene besteht in der verpflichtenden
Einfiihrung eines Solidarititsbeitrags in jedem Mitgliedstaat fiir bestimmte Unternehmen und
Betriebsstitten, die hauptsichlich im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich titig sind.

Dieses Problem kann von den Mitgliedstaaten allein nicht angemessen bewiltigt werden.

Ein mit dieser Verordnung eingefiihrter Solidarititsbeitrag wird die Einnahmen fiir den
Staatshaushalt erhohen und es ihnen ermdglichen, Maflnahmen zu finanzieren, mit denen die
Belastung durch hohe Energiekosten fiir die Verbraucher, insbesondere fiir schutzbediirftige
Personen und Unternehmen, verringert werden soll. Allerdings hat nicht jeder Mitgliedstaat
solche Mallnahmen eingefiihrt, und der Inhalt der bereits erlassenen Mallnahmen ist von

Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich.
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Daher wird ein obligatorischer Solidarititsbeitrag auf Uberschussgewinne, der durch einen
gemeinsamen Unionsrahmen geregelt wird, flir ausreichend gleiche Wettbewerbsbedingungen
in der gesamten Union sorgen und eine Situation schaffen, in der alle Behorden der
Mitgliedstaaten die Einnahmen aus solchen Uberschussgewinnen erhalten kénnen, die es
ithnen ermdglichen wiirden, das auBergewoOhnliche Ereignis drastisch ansteigender
Energiepreise, das dringendes Handeln in allen Mitgliedstaaten erfordert, besser zu
bewiltigen. Daher wiirde eine EU-Initiative im Vergleich zu EinzelmaBnahmen, die auf

nationaler Ebene ergriffen werden, einen Mehrwert schaffen.

Da daher die Ziele dieser Mallnahme aufgrund ihres Umfangs und ihrer Wirkungen auf
Unionsebene besser verwirklicht werden konnen, kann die Union im Einklang mit dem in
Artikel 5 des Vertrags iiber die Europdische Union verankerten Subsidiarititsprinzip titig

werden.
VerhiltnisméiBigkeit

Die Initiative entspricht dem Grundsatz der VerhdltnisméBigkeit. Im Rahmen des
Anwendungsbereichs von Artikel 122 Absatz 1 AEUV ist die politische MaBinahme der
Wirtschaftslage angemessen und steht in einem angemessenen Verhiltnis zur Dimension und

Art der ermittelten Probleme und zur Erreichung der festgelegten Ziele.

Angesichts der beispiellosen geopolitischen Lage und der erheblichen Bedrohung fiir die
Lebensgrundlage der Biirgerinnen und Biirger sowie die Wirtschaft der EU besteht ein
eindeutiger Bedarf an koordinierten Maflnahmen. Koordinierte Bemiihungen zur Senkung des
Gesamtstromverbrauchs und des Stromverbrauchs zu Spitzenzeiten, die Begrenzung der von
inframarginalen Stromerzeugern erzielten Erlose und die Schaffung eines grofleren
Spielraums fiir staatliche Eingriffe in die Festsetzung der Endkundenpreise sind geeignete
Mittel, um den zum Nachteil der Verbraucher bestechenden Aufwartsdruck auf die
Strompreise zu verringern. Gleichzeitig sind keine anderen, weniger einschneidenden

Malnahmen vorstellbar, mit denen dieses Ziel ebenso wirksam erreicht wiirde.

Der vorgeschlagene Solidaritdtsbeitrag steht im Einklang mit dem Grundsatz der
VerhiltnismaBigkeit, da er nicht liber das zur Erreichung der Ziele erforderliche Mal
hinausgeht. Er basiert auf einer Berechnungsgrundlage und einem Satz, mit denen
sichergestellt wird, dass die Gewinne teilweise einem solchen Beitrag unterliegen, ohne die
Energieunternehmen im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich unnétig dabei zu behindern,

solche Uberschussgewinne fiir kiinftige Investitionen oder zur Sicherung ihrer Tragfihigkeit
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zu verwenden. Aus diesem Grund ist der in der Verordnung vorgeschlagene Satz auf ein
Drittel der steuerpflichtigen Uberschussgewinne begrenzt, nachdem zuvor ein Puffer auf die
Steuerbemessungsgrundlage angewandt wurde. Um jedoch sicherzustellen, dass die
besonderen Umstinde der Mitgliedstaaten geschiitzt werden, handelt es sich bei dem
vorgeschlagenen Satz um einen Mindestsatz, und die Mitgliedstaaten konnen einen héheren

Satz anwenden, wenn sie dies fiir erforderlich halten.

Der Solidarititsbeitrag ist ebenfalls voriibergehender Art und auf die im Geschiftsjahr 2022
erzielten Uberschussgewinne beschriinkt und er wird nur auf Uberschussgewinne des Ol-,
Gas-, Kohle- und Raffineriebereichs angewandt, wodurch die unerwarteten Gewinne
beriicksichtigt werden, die aufgrund unvorhersehbarer Umstinde erzielt wurden.
Mitgliedstaaten, in denen bereits eine nationale Abgabe oder Steuer gilt, die den
vorgeschlagenen Satz des Solidaritétsbeitrags iibersteigt, konnen weiterhin den bestehenden
hoheren Satz anwenden, um den nationalen Besonderheiten Rechnung zu tragen, die sie zur

Einflihrung eines solchen Satzes veranlasst haben.

Der Vorschlag geht somit nicht iiber das hinaus, was zum Erreichen der in diesem Instrument
festgelegten Ziele notwendig ist. Die vorgeschlagenen Mallnahmen werden als
verhdltnisméBig angesehen und bauen soweit wie mdglich auf bestehenden Initiativen auf, die

von den Mitgliedstaaten begriiit wurden.
Wahl des Instruments

Angesichts des AusmafBles der Energiekrise, des Potenzials ihrer gesellschaftlichen,
wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen und der Dringlichkeit, diese abzumildern,
hilt es die Kommission fiir angemessen, im Wege einer Verordnung zu handeln, die von
allgemeiner Tragweite und unmittelbar und sofort anwendbar ist. Dies wiirde zu einem

raschen, einheitlichen und unionsweiten Kooperationsmechanismus fiihren.

7. KONSULTATION DER INTERESSENTRAGER UND
FOLGENABSCHATZUNG

Konsultation der Interessentriger

Aufgrund des politisch heiklen Charakters des Vorschlags und der Dringlichkeit, den
Vorschlag auszuarbeiten, damit er vom Rat rechtzeitig angenommen werden kann, konnte

keine gezielte Konsultation der Interessentrdager durchgefiihrt werden.
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Die Kommission plant jedoch, mit Interessentrigern und insbesondere energieintensiven
Industrien zusammenzuarbeiten, um eine erfolgreiche Durchfiihrung dieser Verordnung zu

gewdhrleisten.

Da es sich um befristete und dringende Mallnahmen als Reaktion auf eine Notlage handelt,

konnte keine Folgenabschédtzung durchgefiihrt werden.
Grundrechte

Es wurden keine negativen Auswirkungen auf die Grundrechte festgestellt. Die Maflnahmen
im Rahmen dieses Instruments beriihren nicht die Rechte von Kunden, die geméal der
Verordnung (EU) 2017/1938 als geschiitzte Kunden eingestuft sind, einschlieBlich aller
Haushaltskunden. Dariiber hinaus tragen die Erlosobergrenze und die Einfiihrung eines
befristeten Solidaritétsbeitrags in der vorgeschlagenen Verordnung in vollem Umfang der
Notwendigkeit Rechnung, berechtigte Erwartungen und bestehende Investitionen zu schiitzen,
und gefidhrden daher nicht das Recht, rechtméfig erworbenes Eigentum zu besitzen und zu
nutzen. Das Instrument wird es den Mitgliedstaaten ermoglichen, die Risiken im
Zusammenhang mit der Gasknappheit und dem daraus resultierenden Anstieg der
Energiepreise zu verringern, die andernfalls erhebliche Auswirkungen auf Wirtschaft und
Gesellschaft hitten. Indem gewdhrleistet wird, dass Versorger, die Strom zu einem unterhalb
der Kosten liegenden Preis verkaufen miissen, einen Ausgleich erhalten, wird sichergestellt,
dass diese Personen nicht ihrer Grundrechte beraubt werden, allerdings unbeschadet der

Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen.

8. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Fiir diesen Vorschlag sind keine zusitzlichen Mittel aus dem Unionshaushalt erforderlich.

9. WEITERE ANGABEN
Entfallt.
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2022/0289 (NLE)
Vorschlag fiir eine
VERORDNUNG DES RATES

iiber Notfallmafinahmen als Reaktion auf die hohen Energiepreise

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europédischen Union, insbesondere auf

Artikel 122 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1)

2)

3)

Seit September 2021 sind auf den Strommérkten sehr hohe Preise zu beobachten. Wie
in der Bewertung der ACER zur Gestaltung des StromgroBhandelsmarktes der EU'
im April 2022 dargelegt, ist dies hauptséchlich eine Folge des hohen Gaspreises, da
Gas fiir die Stromerzeugung verwendet wird. Benétigt werden Gaskraftwerke héufig
zur Deckung der Nachfrage zu Spitzenlastzeiten oder wenn der mit anderen
Technologien wie Kernenergie, Wasserkraft oder variabler erneuerbarer Energie
erzeugte Strom nicht zur Deckung der Nachfrage ausreicht. Die Eskalation der
militdrischen Aggression Russlands gegen die Ukraine, eine Vertragspartei der
Energiegemeinschaft, hat seit Februar 2022 dazu gefiihrt, dass die Gaslieferungen
deutlich zuriickgegangen sind. Zudem hat die russische Invasion in der Ukraine zu
Unsicherheit hinsichtlich der Versorgung mit anderen Rohstoffen wie Steinkohle und
Rohol gefiihrt, die in Stromerzeugungsanlagen verwendet werden. Dadurch kam es zu
zuséatzlichen erheblichen Strompreissteigerungen und -schwankungen.

Die in jiingster Zeit deutlich geringeren Mengen und zunehmenden Stérungen der
Gaslieferungen aus Russland deuten auf ein erhebliches Risiko hin, dass die russischen
Gaslieferungen in naher Zukunft vollstindig eingestellt werden konnten. Im Interesse
einer hoheren Energieversorgungssicherheit hat der Rat die Verordnung
(EU) 2022/1369'! angenommen, die eine freiwillige Senkung der Erdgasnachfrage um
15 % in diesem Winter vorsieht und es dem Rat ermdglicht, einen Unionsalarm zur
Versorgungssicherheit auszurufen, wodurch die Senkung der Gasnachfrage
verpflichtend wiirde.

Gleichzeitig lieBen die auBergewdhnlich hohen Temperaturen im Sommer 2022 den
Strombedarf fiir Kiihlzwecke in die Hohe schielen und sorgten so fiir zusétzlichen
Druck auf die Stromerzeugung, wéihrend die Stromerzeugung mit bestimmten
Technologien aufgrund technischer und witterungsabhidngiger Umstidnde deutlich

https://acer.europa.eu/Official documents/Acts_of the Agency/Publication/ACER's%2520Final%2520
Assessment%25200%2520the%2520EU%2520Wholesale%2520Electricity%2520Market%2520Desig
n.pdf

Verordnung (EU) 2022/1369 vom 5. August 2022 iiber koordinierte MaBnahmen zur Senkung der
Gasnachfrage (ABL. L 206 vom 8.8.2022, S. 1).
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(4)

©)

(6)

(7)

(8)

unter dem fritheren Niveau lag. Dies ist hauptsdchlich einer aulergewdhnlichen Diirre
geschuldet, die 1i)in verschiedenen Mitgliedstaaten aufgrund des Mangels an
Kiihlwasser zu einem Defizit bei der Stromerzeugung durch Kernkraftwerke, ii) zu
einer geringen Stromerzeugung aus Wasserkraft und iii) zu geringen Pegelstinden der
groflen Fliisse fiihrte, welche den Transport von Rohstoffen fiir die Stromerzeugung
beeintrachtigten. Durch diese beispiellose Lage blieben die Mengen an Strom aus
Gaskraftwerken anhaltend hoch und trugen zu den ausnehmend und aullergewdhnlich
hohen GroBhandelspreisen fiir Strom bei. Trotz der geringeren Verfligbarkeit von
Erzeugungskapazitdten in einigen Mitgliedstaaten konnten dank des Stromaustauschs
zwischen Mitgliedstaaten Zwischenfille bei der Versorgungssicherheit verhindert, die
Preisschwankungen auf den EU-Mérkten abgemildert wund somit die
Widerstandsfahigkeit aller Mitgliedstaaten gegeniiber Preisschocks gestérkt werden.

Der Preisanstieg an den Stromgrofhandelsmarkten hat zu einem drastischen Anstieg
der Endkundenstrompreise gefiihrt, der vor der nichsten Heizperiode noch weiter
andauern und sich nach und nach auf die meisten Verbrauchervertrige auswirken
diirfte. Zusétzlich hat der starke Anstieg der Gaspreise und die daraus resultierende
Nachfrage nach alternativen Brennstoffen zu einer Preiserhohung bei anderen
Rohstoffen wie Ol oder Kohle gefiihrt.

Von der derzeitigen Energiekrise sind alle Mitgliedstaaten betroffen, wenn auch in
unterschiedlichem Ausmal. Der starke Anstieg der Energiepreise tragt wesentlich zur
allgemeinen Inflation im  Euro-Wiahrungsgebiet bei und bremst das
Wirtschaftswachstum in der Union.

Es bedarf daher einer raschen und koordinierten Reaktion. Mithilfe eines
Notfallinstruments konnte voriibergehend das Risiko gemindert werden, dass die
Strompreise und die Kosten fiir Endkunden noch weniger tragfdhige Niveaus erreichen
und die Mitgliedstaaten unkoordinierte nationale MaBnahmen ergreifen, die die
Versorgungssicherheit auf Unionsebene gefihrden und die Industrie und die
Verbraucher in der Union zusitzlich belasten konnten. Im Winter 2022-2023 sind
koordinierte solidarische Anstrengungen zwischen den Mitgliedstaaten erforderlich,
um die Auswirkungen hoher Energiepreise abzufedern und sicherzustellen, dass die
derzeitige Krise keine dauerhaften Schaden fiir Verbraucher und Wirtschaft mit sich
bringt und gleichzeitig die langfristige Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen
gewahrt wird.

Die derzeitigen Storungen der Gasversorgung, die geringere Verfligbarkeit einiger
Kraftwerke und die daraus resultierenden Auswirkungen auf die Gas- und Strompreise
bringen gravierende Schwierigkeiten in der Versorgung mit Gas- und
Stromenergieerzeugnissen im Sinne von Artikel 122 Absatz 1 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europdischen Union mit sich. Es besteht ein ernsthaftes Risiko, dass
sich die Lage im kommenden Winter noch weiter verschlechtert, wenn es zu weiteren
Storungen der Gasversorgung und einem kalten Winter mit einer hoheren Nachfrage
nach Gas und Strom kommt. Eine derartige weitere Verschlechterung konnte zu einem
zusitzlichen Aufwartsdruck auf die Preise von Gas und anderen Rohstoffen fiihren,
was sich letztendlich auf die Strompreise auswirken wiirde.

Um dem starken Anstieg der Strompreise und dessen Auswirkungen auf Haushalte
und Industrie zu begegnen, bedarf es einer raschen und gut koordinierten unionsweiten
Reaktion. Unkoordinierte nationale MaBnahmen konnten den Energiebinnenmarkt
beeintrichtigen, die Versorgungssicherheit gefdhrden und einen weiteren Preisanstieg
in den von der Krise am stirksten betroffenen Mitgliedstaaten mit sich bringen. Die
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©)

(10)

(11)

(12)

(13)

Wahrung der Integritdt des Strombinnenmarkts ist fiir die Erhaltung und Stirkung der
erforderlichen Solidaritdt zwischen den Mitgliedstaaten daher von entscheidender
Bedeutung.

Auch wenn einige Mitgliedstaaten von den Auswirkungen einer Unterbrechung der
russischen Gaslieferungen und den daraus resultierenden hoheren Preisen stirker
betroffen sein konnten als andere, konnen alle Mitgliedstaaten dazu beitragen, den
wirtschaftlichen Schaden einer solchen Unterbrechung durch geeignete Mallnahmen
zur Senkung der Nachfrage zu begrenzen. Eine Senkung der Stromnachfrage auf
nationaler Ebene kann positive unionsweite Auswirkungen auf die Strompreise haben,
da die Strommairkte gekoppelt sind und Einsparungen in einem Mitgliedstaat auch den
anderen Mitgliedstaaten zugutekommen.

Unkoordinierte Erlosobergrenzen fiir Strom aus Erzeugungsanlagen mit niedrigeren
Grenzkosten wie erneuerbare Energien, Kernkraft oder Braunkohle (inframarginale
Erzeugungsanlagen) konnen erhebliche Verzerrungen zwischen den Erzeugern in der
Union mit sich bringen, da diese EU-weit auf einem gekoppelten Strommarkt
miteinander konkurrieren. Durch die Selbstverpflichtung zu einer unionsweiten
Erlésobergrenze konnen derartige Verzerrungen vermieden werden. Dariiber hinaus
konnen aufgrund begrenzter finanzieller Mittel nicht alle Mitgliedstaaten die
Verbraucher im selben Malle unterstiitzen, wiahrend einige Stromerzeuger gleichzeitig
weiterhin erhebliche Uberschusserldse verbuchen. Durch die Solidaritit zwischen den
Mitgliedstaaten in Form einer einheitlichen Erlosobergrenze fiir inframarginale
Erzeugungstechnologien werden Einnahmen erzielt, mit denen die Mitgliedstaaten
MafBnahmen zur Unterstiitzung der Endkunden wie Haushalte, KMU und
energieintensive Branchen finanzieren konnen und gleichzeitig die Preissignale auf
den europaweiten Mirkten und der grenziiberschreitende Handel aufrechterhalten
werden konnen.

Angesichts des extremen Anstiegs der Endkundenpreise fiir Gas und Strom kommt
staatlichen Interventionen zum Schutz der Endverbraucher besondere Bedeutung zu.
Die Auswirkungen der Gasversorgungsengpisse auf die Strompreise sowie die
Moglichkeiten zur Finanzierung von UnterstiitzungsmaBinahmen aus dem
Staatshaushalt sind jedoch von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich. Kénnen
nur einzelne Mitgliedstaaten, die iiber ausreichende Mittel verfiigen, die Kunden und
Versorger schiitzen, so wiirde dies zu erheblichen Verzerrungen auf dem Binnenmarkt
fiihren. Durch eine einheitliche Verpflichtung zur Weitergabe von Uberschusserlosen
an die Endverbraucher konnen alle Mitgliedstaaten ihre Verbraucher schiitzen. Die
positiven Auswirkungen auf die Energiepreise werden auch fiir den vernetzten EU-
Markt forderlich sein und zu einer Ddmpfung der Inflationsrate beitragen. Daher
werden sich nationale MaBnahmen in der vernetzten Wirtschaft der Union im Geiste
der Solidaritdt auch in anderen Mitgliedstaaten positiv auswirken.

Der Solidarititsbeitrag fiir im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich titige
Energieunternehmen ist eine streng befristete Ausnahmemafnahme. In der derzeitigen
Lage erscheint es angemessen, Maflnahmen auf Unionsebene zu ergreifen, um die
unmittelbaren wirtschaftlichen Auswirkungen der rasant ansteigenden Energiepreise
auf die offentlichen Haushalte, die Verbraucher und Unternehmen in der gesamten
Union zu mindern.

Der Solidarititsbeitrag ist ein geeignetes Mittel, um Uberschussgewinne aufgrund
unvorhergesehener Umstinde anzugehen. Bei diesen Gewinnen handelt es sich nicht
um gewohnliche Gewinne, die von den Unternehmen unter normalen Umstinden
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(14)

(15)

(16)

(17)

(18)

hitten erzielt oder erwartet werden konnen, hétten die unvorhersehbaren Ereignisse
auf den Energiemdrkten nicht stattgefunden. Daher stellt die Einfilhrung eines
Solidaritétsbeitrags eine gemeinsame und koordinierte MaBBnahme dar, mit der auf
solidarische Weise zusitzliche Einnahmen fiir die nationalen Behdrden generiert
werden, um die von den rasant ansteigenden Energiepreisen stark betroffenen
Haushalte und Unternehmen finanziell zu unterstiitzen und gleichzeitig in der
gesamten Union und auf dem Binnenmarkt gleiche Wettbewerbsbedingungen zu
gewihrleisten. Der  Solidarititsbeitrag sollte parallel zu den regulédren
Unternehmenssteuern angewandt werden, die im jeweiligen Mitgliedstaat von den
betreffenden Unternehmen erhoben werden.

Um fiir Kohdrenz zwischen den einzelnen energiepolitischen Bereichen zu sorgen,
sollten die Maflnahmen ein zusammenhingendes Paket bilden und sich gegenseitig
verstirken. Alle Mitgliedstaaten sollten die Verbraucher durch Uberschusserldse aus
der Erlosobergrenze fiir die inframarginale Stromerzeugung, durch eine geringere
Stromnachfrage und dadurch niedrigere Energiepreise sowie durch zusitzliche
Einnahmen aus einem Solidarititsbeitrag fiir im Ol-, Gas-, Kohle- und
Raffineriebereich titige Energieunternehmen gezielt unterstiitzen konnen. Gleichzeitig
sollte eine Nachfragesenkung im Einklang mit den Zielen der Richtlinie
(EU) 2019/944 zu geringeren Risiken fiir die Versorgungssicherheit beitragen.

Die Mitgliedstaaten sollten sich daher bemiihen, den Bruttostromverbrauch aller
Verbraucher einschlieBlich derer zu reduzieren, die noch nicht mit intelligenten
Messsystemen oder Gerédten ausgestattet sind, mit denen sie ihren Verbrauch zu
bestimmten Tageszeiten iiberwachen konnen.

Um Brennstoffvorrite flir die Stromerzeugung zu erhalten und speziell auf die
Tageszeiten abzuzielen, zu denen der Stromverbrauch am teuersten ist und die
Stromerzeugung aus Gas sich besonders stark auf den Grenzpreis auswirkt, sollten alle
Mitgliedstaaten ~ ihren  Bruttostromverbrauch  wihrend  der  ermittelten
Spitzenpreisstunden verringern.

Mit einem verbindlichen Ziel von 5 % wihrend der Spitzenpreisstunden, das auf dem
typischen Stromverbrauchsprofil fiir Spitzenzeiten basiert, wiirde sichergestellt, dass
die Mitgliedstaaten sich speziell an Verbraucher wenden, die, unter anderem mithilfe
von Aggregatoren, Flexibilitit aufbringen konnen, indem sie ihre Nachfrage zu
bestimmten Tageszeiten senken. Daher sollte eine aktive Senkung der Stromnachfrage
in Hohe von mindestens 5 % zu bestimmten Tageszeiten zu einem geringeren
Gasverbrauch und einer gleichméfigeren Verteilung der Nachfrage iiber den Tag
fiihren und sich somit auf die stiindlichen Marktpreise auswirken.

Die Mitgliedstaaten sollten iiber die geeigneten Malnahmen zur Erreichung der Ziele
der Nachfragesenkung entscheiden konnen, um nationale Besonderheiten
berticksichtigen zu konnen. Bei der Festlegung der MaBnahmen zur Senkung der
Stromnachfrage sollten die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass diese MaBBnahmen den
Stromversorgungszielen der Union aus der Mitteilung ,Forderung einer
klimaneutralen Wirtschaft: Eine EU-Strategie zur Integration des Energiesystems*
nicht zuwiderlaufen. Die Elektrifizierung ist fiir eine geringere Abhéngigkeit der EU
von fossilen Brennstoffen und die Gewihrleistung der langfristigen strategischen
Autonomie der Europdischen Union entscheidend, da dadurch das Ausmal} der
derzeitigen Energiekrise begrenzt und kiinftige Energiekrisen verhindert werden
konnen. Die Maflnahmen zur Senkung des Bruttostromverbrauchs konnten nationale
Sensibilisierungskampagnen, die Verdffentlichung gezielter Informationen zur
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prognostizierten Situation im Elektrizititssystem, Regulierungsmafinahmen zur
Begrenzung nicht unbedingt notwendigen Energieverbrauchs sowie gezielte Anreize
zur Senkung des Stromverbrauchs umfassen.

Bei der Festlegung geeigneter Maflnahmen zur Nachfragesenkung wéhrend der
Spitzenpreisstunden sollten die Mitgliedstaaten insbesondere marktbasierte
MafBnahmen wie Auktionen oder Ausschreibungen in Betracht ziehen, mit denen sie
Anreize fiir eine Senkung des Verbrauchs auf wirtschaftlich effiziente Weise bieten
konnten. Fiir mehr Effizienz und eine rasche Umsetzung konnten die Mitgliedstaaten
vorhandene Initiativen nutzen und bestehende Laststeuerungsprogramme ausbauen.
Die auf nationaler Ebene ergriffenen Mafinahmen konnten auch finanzielle Anreize
oder Ausgleichsleistungen fiir betroffene Marktteilnehmer umfassen, wenn neben dem
zu erwartenden Normalverbrauch eine spiirbare Nachfragesenkung erreicht wird.

Um die Mitgliedstaaten bei der Erreichung der erforderlichen Nachfragesenkungen
gemal der vorliegenden Verordnung zu unterstiitzen und ihnen Leitlinien an die Hand
zu geben, sollte die Kommission beim Austausch bewéhrter Verfahren zwischen den
Mitgliedstaaten helfen.

Angesichts des auflergewdhnlichen und plétzlichen Anstiegs der Strompreise und des
unmittelbaren Risikos einer weiteren Verteuerung miissen die Mitgliedstaaten
unverziiglich die erforderlichen MafBnahmen ergreifen, um den Bruttostromverbrauch
zu senken, rasche Preissenkungen zu ermdglichen und die Verwendung fossiler
Brennstoffe auf ein Mindestmal} zu reduzieren.

Auf dem Day-Ahead-GroBhandelsmarkt werden zunichst die kostengiinstigsten
Kraftwerke genutzt; der Preis filir alle Marktteilnehmer wird jedoch vom letzten
Kraftwerk bestimmt, das zur Deckung der Nachfrage bendtigt wird, d. h. vom
Kraftwerk mit den hochsten Grenzkosten bei Markt-Clearing. Der jiingste Anstieg der
Gas- und Steinkohlepreise schlédgt sich in einem aullergewohnlichen und anhaltenden
Anstieg der Preise nieder, zu denen die gas- und kohlebetriebenen
Energieerzeugungsanlagen ihren Strom auf dem Day-Ahead-GroB3handelsmarkt
anbieten. Dies wiederum hat in der gesamten Union zu auflergewdhnlich hohen
Preisen auf dem Day-Ahead-Markt gefiihrt, da es sich bei diesen Kraftwerken oftmals
um diejenigen mit den hochsten Grenzkosten handelt, die zur Deckung der
Stromnachfrage erforderlich sind.

Da der Preis auf dem Day-Ahead-Markt als Referenz fiir den Preis auf anderen
StromgroBhandelsmérkten dient und alle Marktteilnehmer denselben Clearingpreis
erhalten, wurden bei den Technologien mit deutlich niedrigeren Grenzkosten seit der
russischen Invasion in der Ukraine im Februar 2022 durchweg hohe Erldse erzielt, die
weit liber die Erwartungen bei der Investition hinausgingen.

In einer Situation, in der die Verbraucher extrem hohen Preisen ausgesetzt sind, die
auch der Wirtschaft der Union schaden, miissen die auBBergewdhnlichen Markterlose
von Erzeugern mit niedrigeren Grenzkosten voriibergehend begrenzt werden, indem
auf diese Markterlose aus dem Stromverkauf in der Union eine Obergrenze angewandt
wird.

Die Hohe dieser Erlosobergrenze sollte die Moglichkeiten der betroffenen Erzeuger,
einschlieBlich der Erzeuger erneuerbarer Energien, nicht beeintrichtigen, ihre
Investitions- und Betriebskosten zu decken, und kiinftige Investitionen in die
erforderlichen  Kapazititen fiir ein emissionsarmes und  zuverldssiges
Elektrizititssystem erhalten sowie Anreize dafiir schaffen. Eine unionsweit
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einheitliche Erlosobergrenze ist fiir das Funktionieren des Strombinnenmarkts
unerldsslich, da dadurch der Preiswettbewerb zwischen den Stromerzeugern, die
verschiedene Technologien nutzen, insbesondere im Bereich der erneuerbaren
Energien, gewahrt wird.

Gelegentliche und kurzfristige Preisspitzen sind auf einem Strommarkt zwar normal
und konnen fiir einige Investoren niitzlich fiir die Deckung ihrer Investitionen in die
Stromerzeugung sein; der seit Februar 2022 zu beobachtende extreme und andauernde
Preisanstieg hebt sich jedoch deutlich von einer normalen Marktsituation mit
gelegentlichen Preisspitzen ab. Daher sollte die Obergrenze nicht unter den
begriindeten Erwartungen der Marktteilnehmer hinsichtlich des durchschnittlichen
Strompreisniveaus wéhrend derjenigen Tageszeiten liegen, zu denen die
Stromnachfrage vor der russischen Invasion in der Ukraine am hdchsten war. Bis
Februar 2022 lagen die erwarteten durchschnittlichen Preisspitzen auf dem
StromgroBhandelsmarkt der Union in den vergangenen Jahrzehnten durchgehend
deutlich unter 180 EUR pro MWh, und das trotz der Preisunterschiede in den
verschiedenen Regionen der Union. Da die urspriingliche Investitionsentscheidung der
Marktteilnehmer auf der Erwartung beruhte, dass die Preise im Durchschnitt unter
dem Niveau der Spitzenpreisstunden liegen wiirden, entspricht eine Obergrenze von
180 EUR pro MWh einem Preisniveau, das deutlich iiber den urspriinglichen
Markterwartungen liegt. Damit die Erlosobergrenze nicht der wurspriinglichen
Bewertung der Investitionsrentabilitit zuwiderlduft, muss eine Marge zu dem von den
Investoren verniinftigerweise zu erwartenden Preis hinzugerechnet werden.

Dariiber hinaus ist die Obergrenze von 180 EUR pro MWh durchweg hoher —
einschlieBlich einer angemessenen Marge — als die derzeitigen Stromgestehungskosten
fiir alle einschldgigen Erzeugungstechnologien und erlaubt es den betroffenen
Erzeugern, ihre Investitions- und Betriebskosten zu decken. Angesichts dessen, dass
die gewihlte Berechnung dieses Vorschlags eine betrachtliche Marge zwischen den zu
erwartenden Stromgestehungskosten und der Erlosobergrenze umfasst, kann nicht
davon ausgegangen werden, dass Investitionen in neue inframarginale Kapazititen
durch die Obergrenze beeintrachtigt werden.

Um erhebliche Auswirkungen auf die urspriinglich zu erwartende Rentabilitéit eines
Vorhabens zu verhindern, sollte die Obergrenze fiir die Markterldse und nicht fiir die
gesamten Erzeugungserldse (einschlieBlich anderer potenzieller Einnahmequellen wie
Einspeiseprdmien) gesetzt werden. Unabhdngig von der Vertragsform des
Stromhandels sollte die Obergrenze nur fiir tatsdchlich erzielte Markterlose gelten.
Dies ist notwendig, um Erzeugern nicht zu schaden, die von den derzeit hohen
Strompreisen nicht tatsdchlich profitieren, da sie ihre Erlose gegen Preisschwankungen
auf dem StromgrofBhandelsmarkt abgesichert haben. Soweit bestehende oder kiinftige
vertragliche Verpflichtungen wie Vertridge liber den Bezug von erneuerbarem Strom
oder andere Arten von Strombezugsvertrigen oder Forward Hedges Markterlose aus
der Stromerzeugung bis zur Hohe der Obergrenze einbringen, wéren sie daher nicht
betroffen.

Die Mallnahme zur Einfiihrung einer Erlosobergrenze sollte Marktteilnehmer daher
nicht davon abhalten, Vertridge {iber den Bezug von erneuerbarem Strom einzugehen.
In Anbetracht ihres unmittelbaren Nutzens fiir Endverbraucher sollten die
Mitgliedstaaten diese Vertrdge weiterhin fordern und sich dabei auf die Empfehlung
der Kommission vom 18. Mai 2022 zur Beschleunigung der Genehmigungsverfahren
fir Projekte im Bereich der erneuerbaren Energien und zur Forderung von
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Strombezugsvertragen und auf die in Kapitel I des Leitfadens im Anhang dieser
Empfehlung beschriebenen Verfahren stiitzen.

Eine unionsweit einheitliche Erlosobergrenze ist fiir das Funktionieren des
Strombinnenmarkts unerldsslich, da dadurch der unionsweite Preiswettbewerb
zwischen den Stromerzeugern, die verschiedene Technologien nutzen, insbesondere
im Bereich der erneuerbaren Energien gewahrt wird.

Es mag zwar effizienter sein, die Erldsobergrenze zum Zeitpunkt der Abwicklung der
Transaktionen anzuwenden; beispielsweise aufgrund der unterschiedlichen
Organisation der StromgroBhandelsmirkte in den Mitgliedstaaten und der
unterschiedlichen Zeitrdume ist dies jedoch nicht unbedingt immer moglich. Um
nationalen Besonderheiten Rechnung zu tragen und die Anwendung der
Erlosobergrenze auf nationaler Ebene zu erleichtern, sollten die Mitgliedstaaten
entscheiden konnen, ob sie die Obergrenze entweder bei der Abwicklung des
Stromaustauschs oder danach anwenden mdchten.

Da sich der Stromerzeugungsmix und die Kostenstruktur von Erzeugungsanlagen von
Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat stark unterscheiden, sollte ihnen die Maoglichkeit
offenstehen, die Erlose der Erzeuger weiter zu begrenzen, sofern diese Mallnahmen
mit dem Unionsrecht vereinbar sind.

Die Erlosobergrenze sollte fiir Technologien gelten, deren Grenzkosten unter der
Obergrenze liegen, wie beispielsweise Wind-, Solar- oder Kernenergie.

Die Obergrenze sollte nicht fiir Technologien mit hohen Grenzkosten im
Zusammenhang mit dem Preis der fiir die Stromerzeugung erforderlichen Brennstoffe
wie Gas- und Kohlekraftwerke gelten, da deren Betriebskosten deutlich iiber der
Obergrenze liegen wiirden und die Anwendung der Obergrenze ihre wirtschaftliche
Tragfahigkeit gefihrden wiirde. Um die Anreize fiir eine allgemeine Senkung des
Gasverbrauchs zu bewahren, sollte die Erldsobergrenze auch nicht fiir Technologien
gelten, die in direktem Wettbewerb mit Gaskraftwerken stehen, um Flexibilitdt im
Stromnetz zu gewiéhrleisten und ihnen die Moglichkeit zu bieten, ihren Strom auf den
Strommairkten auf Grundlage ihrer Opportunititskosten wie Laststeuerungs- und
Speicherungskosten anzubieten.

Die Erlosobergrenze sollte nicht fiir Technologien gelten, bei denen anstatt Erdgas
Ersatzbrennstoffe wie Biomethan verwendet werden, um die Umriistung von
Gaskraftwerken im Einklang mit den REPowerEU-Zielen nicht zu gefédhrden.

Um die Anreize fiir die Entwicklung innovativer Technologien zu bewahren, sollte die
Erlosobergrenze nicht fiir Demonstrationsvorhaben gelten.

In einigen Mitgliedstaaten sind die Erlose einiger Erzeuger bereits durch staatliche
Mafnahmen wie Einspeisetarife oder zweiseitige Differenzvertrage begrenzt. Diese
Erzeuger profitieren nicht von hoheren Erlosen durch den jiingsten Anstieg der
Strompreise. Daher sollten existierende Erzeuger, die derartigen staatlichen
MaBnahmen unterliegen, von der Anwendung der Erlésobergrenze ausgenommen
werden. Alle neuen MaBnahmen sollten mit den Grundsitzen des Binnenmarkts im
Einklang stehen, den grenziiberschreitenden Handel nicht einschrinken und keine
Zunahme des Gasverbrauchs mit sich bringen.

Da aufgrund ihrer jeweiligen Abhdngigkeit von Stromeinfuhren aus anderen Léndern
nicht alle Mitgliedstaaten ihre Endkunden in gleichem Mafe durch die Anwendung
der Erlosobergrenze unterstiitzen konnen, miissen Mitgliedstaaten  mit
Nettostromeinfuhren von 100 % oder mehr Vereinbarungen schlieBen kénnen, um die
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Uberschusserldse solidarisch mit dem wichtigsten Ausfuhrland zu teilen. Zu derartigen
Solidaritdtsvereinbarungen werden die Mitgliedstaaten insbesondere ermutigt, um
unausgewogenen Handelsbeziehungen Rechnung zu tragen.

Die Geschifts- und Handelspraktiken und der Rechtsrahmen im Stromsektor
unterscheiden sich deutlich vom Sektor fiir fossile Brennstoffe. Da mit der Obergrenze
das Marktergebnis nachgebildet werden soll, das die Erzeuger hitten erwarten konnen,
wenn die globalen Lieferketten seit Februar 2022 normal und ohne Stérungen bei den
Gaslieferungen funktionieren wiirden, muss die MaBBnahme fiir Stromerzeuger auf die
Erlose aus der Stromerzeugung angewandt werden. Umgekehrt muss der befristete
Solidarititsbeitrag, da er auf die Rentabilitit von Unternehmen im Ol-, Gas-, Kohle-
und Raffineriebereich abzielt, die im Vergleich zu den Vorjahren erheblich
zugenommen hat, auf deren Gewinne angewandt werden.

Die Mitgliedstaaten sollten sicherstellen, dass die Uberschusserlose aus der
Anwendung der Obergrenze im Bereich der Stromerzeugung an die Stromendkunden
weitergegeben werden, um die Auswirkungen der auBlergewohnlich hohen
Strompreise abzufedern. Die Uberschusserlose sollten an die Kunden — sowohl
Haushalte als auch Unternehmen — weitergegeben werden, die von den hohen
Strompreisen besonders betroffen sind. Ohne die vorgeschlagenen MaBnahmen
besteht die Gefahr, dass nur die wohlhabenderen Mitgliedstaaten tiber die Mittel zum
Schutz ihrer Verbraucher verfligen und es zu erheblichen Verzerrungen auf dem
Binnenmarkt kommt.

Mit den Einnahmen aus der Obergrenze kdnnen die Mitgliedstaaten MaBnahmen wie
Einkommenstransfers, Rechnungsrabatte, Ausgleichsleistungen fiir Erzeuger, die
unterhalb der Kosten liefern, sowie Investitionen finanzieren, die zu einer strukturellen
Senkung des Verbrauchs fithren wiirden, insbesondere des Verbrauchs von Strom aus
fossilen Brennstoffen. Wird gewerblichen Kunden Unterstiitzung gewéhrt, so sollten
diese darauf hinarbeiten, in Dekarbonisierungstechnologien wie erneuerbare Energien
zu investieren, beispielsweise im Rahmen von Strombezugsvertrigen oder durch
Direktinvestitionen in die Erzeugung erneuerbarer Energien, oder Investitionen in die
Energieeffizienz tatigen.

Staatliche Eingriffe in die Festsetzung der Stromversorgungspreise sind grundsitzlich
eine marktverzerrende MaBnahme. Derartige Eingriffe diirfen daher nur als
gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen vorgenommen werden und unterliegen
besonderen Bedingungen. Gemif der Richtlinie (EU) 2019/944 sind regulierte Preise
derzeit fiir Haushalte und Kleinstunternehmen mdoglich sowie — und das selbst zu
Preisen unterhalb der Kosten — fiir von Energiearmut betroffene und schutzbediirftige
Kunden. Angesichts des derzeitigen aullergewdhnlichen Anstiegs der Strompreise
sollte das Instrumentarium moglicher MaBnahmen der Mitgliedstaaten zur
Unterstiitzung der Verbraucher vorilibergehend erweitert werden, indem die
Moglichkeit geschaffen wird, regulierte Preise auch fiir KMU einzufiihren und
regulierte Preise auch unterhalb der Kosten festzusetzen. Diese Ausweitung der
Malnahmen konnte {iber die Erlosobergrenze finanziert werden.

Wenn sie unterhalb der Kosten liegen, diirfen regulierte Endkundenpreise zu keiner
Diskriminierung von Versorgern fithren oder diesen unfaire Kosten auferlegen.
Unbeschadet der Anwendung der Vorschriften iiber staatliche Beihilfen sollten die
Versorger daher angemessene Ausgleichsleistungen fiir die Kosten erhalten, die ihnen
bei der Versorgung zu regulierten Preisen entstehen. Die Kosten fiir regulierte Preise
unterhalb der Kosten sollten aus den Einnahmen aus der Anwendung der
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Erlosobergrenze finanziert werden. Um zu vermeiden, dass durch diese MalBnahmen
die Nachfrage nach Strom zunimmt, und gleichzeitig den Energiebedarf der
Verbraucher weiterhin zu decken, sollten die unterhalb der Kosten liegenden
regulierten Preise nur eine begrenzte Menge des Verbrauchs abdecken.

Aufgrund der plotzlichen und unvorhersehbaren Umstinde des Krieges, des
geringeren  Energiecangebots und der steigenden Nachfrage durch die
Rekordtemperaturen sind die Gewinne der EU-Unternehmen und Betriebsstitten, die
mindestens 75 % ihres Umsatzes im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich erzielen,
deutlich angestiegen, ohne dass diese ihre Kostenstruktur wesentlich verdndert oder
ihre Investitionen erhoht hétten.

Der befristete Solidarititsbeitrag sollte als UmverteilungsmaBnahme dienen, um
sicherzustellen, dass die betreffenden Unternehmen, die infolge der unerwarteten
Umstinde Uberschussgewinne erzielt haben, proportional zur Bewiltigung der
Energiekrise auf dem Binnenmarkt beitragen.

Als Grundlage fiir die Berechnung des befristeten Solidaritatsbeitrags dienen die nach
bilateralen Vertrdgen oder dem nationalen Steuerrecht der Mitgliedstaaten fiir das am
oder nach dem 1. Januar 2022 beginnende Haushaltsjahr ermittelten steuerpflichtigen
Gewinne der in der EU steuerlich ansissigen Unternehmen und Betriebsstitten im Ol-,
Gas-, Kohle- und Raffineriebereich. Mitgliedstaaten, die nur ausgeschiittete
Unternehmensgewinne besteuern, sollten den befristeten Solidaritdtsbeitrag
unabhingig von deren Ausschiittung auf die berechneten Gewinne anwenden. Das
Haushaltsjahr wird nach den im nationalen Recht der Mitgliedstaaten geltenden
Vorschriften bestimmt.

Nur Gewinne aus dem Jahr 2022, die mehr als 20 % iiber den durchschnittlichen
steuerpflichtigen Gewinnen aus den drei am oder nach dem 1.Januar 2019
beginnenden Haushaltsjahren liegen, sollten dem Solidaritétsbeitrag unterliegen.

Durch diesen Ansatz wird sichergestellt, dass der Teil der Gewinnspanne, der nicht auf
die unvorhersehbaren Entwicklungen auf den Energiemérkten infolge des anhaltenden
rechtswidrigen Kriegs in der Ukraine zuriickzufithren ist, von den betreffenden
Unternehmen und Betriebsstétten, einschlielich in energieintensiven Branchen, fiir
zukiinftige Investitionen oder zur Gewdhrleistung ihrer Finanzstabilitit in der
anhaltenden Energiekrise genutzt werden kann. Dieser Ansatz zur Bestimmung der
Berechnungsgrundlage gewéhrleistet, dass der Solidaritdtsbeitrag in den verschiedenen
Mitgliedstaaten verhéltnisméaBig ist. Gleichzeitig wird mit diesem Ansatz zur
Festlegung eines Mindestsatzes sichergestellt, dass der Solidaritdtsbeitrag fair und
verhéltnismaBig ist. Es steht den Mitgliedstaaten weiterhin frei, einen hoheren Satz
anzuwenden, wenn sie bereits vor Inkrafttreten dieser Verordnung einen
Solidaritiitsbeitrag, eine Steuer oder Abgabe auf steuerpflichtige Uberschussgewinne
der unter diese Verordnung fallenden Energieunternehmen eingefiihrt haben und dabei
ein hoherer Satz als 33 % angewandt wird. Dadurch konnen diese Mitgliedstaaten
ithren bevorzugten Satz beibehalten, den sie im Rahmen ihrer nationalen
Rechtssysteme flir annehmbar und angemessen hielten.

Der Solidarititsbeitrag sollte eingesetzt ~ werden fir 1) finanzielle
Unterstlitzungsmaflnahmen fiir Endkunden und insbesondere fiir schutzbediirftige
Haushalte zur Abfederung der Auswirkungen der hohen Energiepreise; ii) finanzielle
Unterstlitzungsmafinahmen zur Senkung des Energieverbrauchs; iii) finanzielle
UnterstiitzungsmaBnahmen fiir Unternehmen in energieintensiven Branchen;
1v) finanzielle UnterstiitzungsmaBnahmen zum Ausbau der Energieautonomie der
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Union. Die Mitgliedstaaten sollten auBerdem einen Teil der Einnahmen aus dem
befristeten Solidaritétsbeitrag fiir die gemeinsame Finanzierung verwenden konnen.

Die Verwendung der Einnahmen fiir diese Zwecke zeigt, dass der Solidaritéitsbeitrag
als auBerordentliche MaBnahme darauf abzielt, die negativen Auswirkungen der
Energiekrise fiir Haushalte und Unternehmen unionsweit zu vermindern und
abzufedern sowie gleichzeitig den Binnenmarkt zu schiitzen und der Gefahr einer
weiteren Fragmentierung entgegenzuwirken. Die rasant ansteigenden Energiepreise
wirken sich auf alle Mitgliedstaaten aus. Angesichts ihres unterschiedlichen
Energiemixes sind jedoch nicht alle Mitgliedstaaten gleichermallen betroffen und nicht
alle verfiigen tliber denselben haushaltspolitischen Spielraum, um die erforderlichen
Schutzmaflnahmen fiir schutzbediirftige Haushalte und Unternehmen zu ergreifen.
Ohne eine europdische Maflnahme wie einen Solidarititsbeitrag besteht ein hohes
Risiko von Stérungen auf dem Binnenmarkt und einer weiteren Fragmentierung, die
angesichts der Integration der Energiemérkte und der Wertschopfungsketten allen
Mitgliedstaaten schaden wiirde. Es ist auch eine Frage der Solidaritit zwischen den
Mitgliedstaaten der Union, die Energiearmut und sozialen Folgen der Krise zu
bekdmpfen, insbesondere zum Schutz der Arbeitnehmer in besonders exponierten
Branchen. Fiir eine groftmogliche Wirkung sollten die Einnahmen aus dem
Solidaritdtsbeitrag koordiniert und/oder liber die Finanzierungsinstrumente der EU
solidarisch eingesetzt werden.

Insbesondere sollten die Mitgliedstaaten die finanziellen Unterstlitzungsmafinahmen
gezielt auf die schutzbediirftigsten Haushalte und Unternehmen ausrichten, die von
den rasant ansteigenden Energiepreisen am stirksten betroffen sind. Dadurch wiirde
der Preisanreiz zur Senkung der Energienachfrage und fiir Energieeinsparungen
beibehalten. Dariiber hinaus wiirde sich eine Ausrichtung auf die schutzbediirftigsten
Haushalte mit Liquiditdtsengpédssen angesichts der hohen Konsumneigung dieser
Gruppe von Haushalten positiv auf den Gesamtverbrauch auswirken (durch die
Vermeidung einer iibermidfigen Verdringung der Ausgaben fiir nichtenergetische
Giiter). AuBerdem sollten die Einnahmen zur Forderung der Senkung des
Energieverbrauchs eingesetzt werden. Diesbeziiglich sollten die Einnahmen
beispielsweise flir Auktionen oder Ausschreibungen zur Nachfragesenkung verwendet
werden, mit denen die Energiebezugskosten fiir Endkunden bei bestimmten
Verbrauchsmengen gesenkt oder Investitionen von Endkunden— sowohl
schutzbediirftigen Haushalten als auch Unternehmen — in erneuerbare Energien,
Energieeffizienz oder andere Dekarbonisierungstechnologien gefordert werden.
Einnahmen aus dem Solidaritdtsbeitrag sollten auch zur finanziellen Unterstiitzung
von Unternehmen in energieintensiven Branchen sowie in Regionen eingesetzt
werden, die auf diese Branchen angewiesen sind. Die Kosten in energieintensiven
Branchen wie der Diingemittelindustrie steigen aufgrund der rasanten
Energiepreisentwicklung derzeit sprunghaft an. Die finanziellen
UnterstiitzungsmafBnahmen miissen von den Investitionen in erneuerbare Energien,
Energieeffizienz oder andere Dekarbonisierungstechnologien abhidngig gemacht
werden. Dariiber hinaus sollten Maflnahmen, durch die die Union mehr Autonomie im
Energiebereich erlangt, mit Investitionen gemiB den REPowerEU-Zielen unterstiitzt
werden, und zwar insbesondere in Projekte mit grenziiberschreitender Dimension.

Die Mitgliedstaaten konnten auch entscheiden, einen Teil der Einnahmen aus dem
Solidaritdtsbeitrag filir die gemeinsame Finanzierung von Maflnahmen zu verwenden,
mit denen die negativen Auswirkungen der Energiekrise verringert werden sollen und
die unter anderem den Beschiftigungsschutz und die Umschulung und
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(53)

(54)

(55)

(56)

(57)

(58)

(59)

(60)

Weiterqualifizierung der Arbeitskrifte oder die Forderung von Investitionen in
Energieeffizienz und erneuerbare Energien— auch im Rahmen von
grenziiberschreitenden Projekten — umfassen konnen. Unter die gemeinsame
Finanzierung fallen sowohl die vorhabenbasierte Kostenteilung zwischen
Mitgliedstaaten als auch die Mobilisierung von Mitteln iliber ein EU-Instrument, bei
der die Mitgliedstaaten dem EU-Haushalt solidarisch und freiwillig Mittel zuweisen.

Eine regelmiBige und wirksame Uberwachung und Berichterstattung an die
Kommission sind von entscheidender Bedeutung, um die Fortschritte der
Mitgliedstaaten bei der Umsetzung der Ziele zur Nachfragesenkung, der Umsetzung
der Erlosobergrenze, der Verwendung der Uberschusserlose und der Anwendung
regulierter Preise zu bewerten.

Die Mitgliedstaaten sollten der Kommission iiber die Anwendung des
Solidaritétsbeitrags in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet sowie iiber etwaige Anderungen
am Solidaritéitsbeitrag Bericht erstatten.

Sie sollten auch iiber die Verwendung der Einnahmen aus dem Solidarititsbeitrag
Bericht erstatten. Damit soll insbesondere sichergestellt werden, dass die
Mitgliedstaaten die Einnahmen im Einklang mit der vorliegenden Verordnung
einsetzen.

Der Solidarititsbeitrag und der dafiir geltende EU-Rechtsrahmen sollten befristet sein,
um der dringenden Ausnahmesituation zu begegnen, die in der Union im
Zusammenhang mit den rasant ansteigenden Energiepreisen entstanden ist. Der
Solidarititsbeitrag sollte auf Uberschussgewinne aus dem Jahr 2022 angewandt
werden, um die negativen Auswirkungen der derzeitigen Energiekrise auf Haushalte
und Unternehmen zu bewiltigen und abzufedern. Durch die Anwendung des
Solidaritéitsbeitrags auf das gesamte Haushaltsjahr kénnen Uberschussgewinne des
betreffenden Zeitraums im oOffentlichen Interesse zur Abfederung der Folgen der
Energiekrise genutzt werden; gleichzeitig bleibt den betreffenden Unternehmen ein
angemessenes Mall an Gewinnen erhalten.

Der Solidaritétsbeitrag sollte nur fiir das Haushaltsjahr 2022 gelten. Die Kommission
wird bis zum 15. Oktober 2023 die Lage iiberpriifen und dem Rat einen Bericht
vorlegen, da die Mitgliedstaaten zu diesem Zeitpunkt einen Uberblick iiber die
Erhebung des Solidarititsbeitrags haben werden.

Sollte ein Mitgliedstaat Schwierigkeiten bei der Anwendung der Verordnung und
insbesondere des befristeten Solidaritdtsbeitrags haben, so sollte er gegebenenfalls die
Europédische Kommission im Einklang mit Artikel4 des Vertrags iiber die
Européische Union konsultieren.

Die Schwankungen der zugrunde liegenden Gaspreise bringen Schwierigkeiten flir
Energieunternehmen auf den Stromterminmérkten mit sich, insbesondere beim
Zugang zu geeigneten Sicherheiten. Die FEuropdische Kommission priift in
Zusammenarbeit mit der Europdischen Wertpapier- und Marktaufsichtsbehorde und
der Europdischen Bankenaufsichtsbehorde Fragen im Zusammenhang mit der
Notenbankfahigkeit von Sicherheiten und Einschusszahlungen sowie Mdglichkeiten
zur Begrenzung libermifBiger Tagesvolatilitit.

Dariiber hinaus stehen die in dieser Verordnung festgelegten Maflnahmen im Einklang
mit den erginzenden und laufenden Arbeiten der Europdischen Kommission zur
langfristigen Marktgestaltung, wie sie in der Mitteilung iiber kurzfristige
Energiemarktinterventionen und langfristige Verbesserungen der
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Strommarktgestaltung angekiindigt wurden, die zusammen mit dem RePowerEU-Plan
vom 18. Mai 2022 veroffentlicht wurde.

(61) Angesichts des AusmaBes der Energiekrise, ihrer weitreichenden sozialen,
wirtschaftlichen und finanziellen Auswirkungen und der Notwendigkeit, so schnell
wie moglich zu handeln, sollte diese Verordnung aus Griinden der Dringlichkeit am
Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft treten.

(62) In Anbetracht des Ausnahmecharakters der Mallnahmen der vorliegenden Verordnung
und der Notwendigkeit, diese insbesondere im Winter 2022-2023 anzuwenden, sollte
die Verordnung nach ihrem Inkrafttreten fiir ein Jahr gelten.

(63) Da die Ziele dieser Verordnung von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend
verwirklicht werden konnen, sondern vielmehr auf Unionsebene besser zu
verwirklichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags
iiber die Europdische Union verankerten Subsidiarititsprinzip tdtig werden.
Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der VerhiltnismaBigkeit

geht diese Verordnung nicht iiber das fiir die Verwirklichung dieses Ziels erforderliche
Maf hinaus —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

KAPITEL 1

GEGENSTAND UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Artikel 1

Gegenstand

In dieser Verordnung sind Notfallmaflnahmen festgelegt, um die Auswirkungen der hohen
Energiepreise durch auflerordentliche, gezielte und zeitlich begrenzte Maflnahmen
abzumildern. Ziel dieser Mallnahmen ist es, den Stromverbrauch zu senken, die mit der
Stromerzeugung erzielten Markterlose bestimmter Erzeuger zu begrenzen und gezielt an
Endkunden weiterzuverteilen, Moglichkeiten fiir die Mitgliedstaaten zu schaffen, mit
offentlichen Maflnahmen in die Festsetzung der Stromversorgungspreise flir Haushalte und
kleine und mittlere Unternehmen einzugreifen und Vorschriften fiir einen befristeten
Solidaritatsbeitrag fiir EU-Unternehmen und Betriebsstétten einzufiihren, die hauptsdchlich
im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich titig sind, um zu einer bezahlbaren
Energieversorgung von Haushalten und Unternehmen beizutragen.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Fir die Zwecke dieser Verordnung gelten die Begriffsbestimmungen aus Artikel 2 der
Richtlinie (EU)2019/944 und Artikel 2 der Verordnung (EU)2019/943. Zudem gelten
folgende Begriffsbestimmungen:
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10.

11.

12.
13.
14.

15.

,.kleine und mittlere Unternehmen bezeichnet Unternehmen im Sinne von Artikel 2
des Anhangs der Empfehlung 2003/361/EG der Kommission'?;

,Bruttostromverbrauch* bezeichnet die gesamte Stromversorgung flir Tatigkeiten im
Hobheitsgebiet eines Mitgliedstaats;

,,Referenzzeitraum® bezeichnet die Zeitraume vom 1. November bis zum 31. Mérz in
den flinf aufeinander folgenden Jahren vor dem Tag des Inkrafttretens dieser
Verordnung, beginnend mit dem Zeitraum vom 1. November 2017 bis zum 31. Mérz
2018;

»Spitzenpreisstunden® bezeichnet die Tagesstunden, in denen auf der Grundlage von
Prognosen von Ubertragungsnetzbetreibern und nominierten Strommarktbetreibern
die Day-Ahead-Stromgrof3handelspreise voraussichtlich am hdchsten sind;

,Markterlose® bezeichnet die realisierten Ertrige, die ein Erzeuger fiir den Verkauf
und die Lieferung von Strom in der Union erhilt, unabhingig von der Vertragsform,
in der dieser Austausch stattfindet, einschlieBlich Strombezugsvertrdgen und anderer
Absicherungen gegen Schwankungen auf dem StromgroBhandelsmarkt und unter
Ausschluss jeglicher vom Staat gewéhrter Unterstiitzung;

,»Abwicklung* bezeichnet eine zwischen Gegenparteien geleistete und empfangene
Zahlung, gegebenenfalls gegen Lieferung und Erhalt von Strom, zur Erfiillung der
Verpflichtungen der Gegenparteien aus einer oder mehreren Clearing-Transaktionen;

,zustindige Behorde* bezeichnet eine Behorde im Sinne von Artikel 2 Nummer 11
der Verordnung (EU) 2019/941;

,,Uberschusserlose* bezeichnet eine positive Differenz zwischen den Markterlsen
der Erzeuger je MWh Strom und der Obergrenze von 180 EUR je MWh Strom;

,Abfall“ bezeichnet gemil3 Artikel 3 Absatz 1 der Richtlinie 2008/98/EG jeden Stoff
oder Gegenstand, dessen sich sein Besitzer entledigt, entledigen will oder entledigen
muss;

,Nettostromeinfuhren bezeichnet die Differenz zwischen den gesamten
Stromeinfuhren und den gesamten Stromausfuhren, geteilt durch die gesamte
Bruttostromerzeugung in einem Mitgliedstaat, im Zeitraum vom 1. Januar 2021 bis
zum 31. Dezember 2021;

,Haushaltsjahr* bezeichnet ein Steuerjahr, ein Kalenderjahr oder einen anderen fiir
Steuerzwecke geeigneten Zeitraum gemil nationalem Recht;

,,Kunde* bezeichnet einen GroB3handels- oder Endkunden;
,»Endkunde* bezeichnet einen Kunden, der Energie fiir den Eigenverbrauch bezieht;

»Stromendkunde® bezeichnet einen Kunden, der Strom fiir den Eigenverbrauch
bezieht;

,Forderregelung® bezeichnet alle Instrumente, Regelungen oder Mechanismen, die
von einem Mitgliedstaat oder einer Gruppe von Mitgliedstaaten angewandt werden
und die Nutzung von Energie aus erneuerbaren Quellen fordern;

12

DE

Empfehlung 2003/361/EG der Kommission vom 6.Mai 2003 betreffend die Definition der
Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Unternehmen (ABI. L 124 vom 20.5.2003, S. 36).
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16.

17.

18.

19.

20.

21.

,,Herkunftsnachweis“ bezeichnet ein elektronisches Dokument, mit dem einem
Endkunden nachgewiesen wird, dass ein bestimmter Anteil oder eine bestimmte
Menge an Energie aus erneuerbaren Quellen erzeugt wurde;

,Titigkeiten im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich“ bezeichnet jede
wirtschaftliche Tatigkeit eines EU-Unternehmens oder einer Betriebsstitte, das bzw.
die mindestens 75 % seines bzw. ihres Umsatzes durch Extraktion, Bergbau,
Erdolraffination oder die Herstellung von Kokereierzeugnissen erzielt;

,EU-Unternehmen* bezeichnet ein Unternehmen eines Mitgliedstaats, das nach dem
Steuerrecht dieses Mitgliedstaats fiir Steuerzwecke als in diesem Mitgliedstaat
ansdssig gilt und nicht gemid einem mit einem Drittstaat geschlossenen
Doppelbesteuerungsabkommen als auflerhalb der Union steuerlich ansidssig gilt;

,Betriebsstitte” bezeichnet eine feste Geschiftseinrichtung in einem Mitgliedstaat,
durch die die Tatigkeit eines Unternehmens eines anderen Staats ganz oder teilweise
ausgetibt wird, sofern die Gewinne dieser Geschiftseinrichtung in dem Mitgliedstaat,
in dem sie gelegen ist, nach dem jeweils geltenden bilateralen
Doppelbesteuerungsabkommen oder — in Ermangelung eines solchen Abkommens —
nach nationalem Recht steuerpflichtig sind;

,,Uberschussgewinne* bezeichnet steuerpflichtige Gewinne aus Titigkeiten von
Unternehmen oder Betriebsstitten im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich die
mehr als 20 % tber dem Durchschnitt der Gewinne der vorangegangenen drei
Steuerjahre liegen;

»Solidaritdtsbeitrag® bezeichnet eine befristete MaBnahme in Bezug auf
Uberschussgewinne von EU-Unternehmen und Betriebsstitten, die Titigkeiten im
Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich ausiiben, mit dem Ziel, auBergewdhnliche
Preisentwicklungen auf den Energiemirkten fiir Mitgliedstaaten, Verbraucher und
Unternehmen abzumildern.

KAPITEL IT

MAGBNAHMEN IN BEZUG AUF DEN STROMMARKT

Abschnitt 1

Nachfragesenkung

Artikel 3

Senkung des Bruttostromverbrauchs

Die Mitgliedstaaten sollten sich um die Umsetzung von Maflnahmen bemiihen, mit denen ihr

monatlicher Gesamtbruttostromverbrauch gegeniiber dem durchschnittlichen

Bruttostromverbrauch in den entsprechenden Monaten des Referenzzeitraums um 10 %

gesenkt wird.
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Artikel 4

Senkung des Bruttostromverbrauchs in den Spitzenpreisstunden

Jeder Mitgliedstaat ermittelt fiir jeden Monat Spitzenpreisstunden im Umfang von
mindestens 10 % aller Stunden des Monats.

Jeder Mitgliedstaat senkt seinen Bruttostromverbrauch wéihrend der ermittelten
Spitzenpreisstunden. Fiir jeden Monat muss die Senkung wihrend der ermittelten
Spitzenpreisstunden durchschnittlich mindestens 5 % pro Stunde betragen. Das Ziel
fir die Senkung wird als Differenz zwischen dem tatsdchlichen
Bruttostromverbrauch  fiir die ermittelten  Spitzenpreisstunden und dem
Bruttostromverbrauch berechnet, den die Ubertragungsnetzbetreiber prognostiziert
haben, ohne die Auswirkungen der Maflnahmen zu beriicksichtigen, die ergriffen
wurden, um das in diesem Artikel festgelegte Ziel zu erreichen.

Artikel 5

Mafsnahmen zur Erreichung der Nachfragesenkung

Die Mitgliedstaaten konnen geeignete MafBnahmen zur Senkung des
Bruttostromverbrauchs wihlen, um die in den Artikeln 3 und 4 festgelegten Ziele zu
erreichen. Die MafBlnahmen miissen eindeutig festgelegt, transparent,
verhéltnisméBig, diskriminierungsfrei und iiberpriifbar sein; insbesondere gilt:

a)  sie miissen marktbasiert und gegebenenfalls mit einem Ausgleich verbunden
sein, der im Rahmen eines offenen wettbewerblichen Verfahrens festgelegt
wird, einschlieflich Ausschreibungen, bei denen erfolgreiche Bieter einen
Ausgleich erhalten;

b) sie dirfen nur dann einen finanziellen Ausgleich umfassen, wenn dieser
Ausgleich fiir zusitzliche Stromeinsparungen gezahlt wird, die gegeniiber dem
Verbrauch, der in der betreffenden Stunde ohne Ausschreibung zu erwarten
gewesen wire, erreicht wurden,;

c) sie diirfen den Wettbewerb nicht unangemessen verzerren und das
ordnungsgeméfle Funktionieren des Strombinnenmarkts nicht unangemessen
beeintrichtigen;

d) sie diirfen gemaB Artikel 17 der Richtlinie (EU) 2019/944 nicht unangemessen
auf bestimmte Kunden oder Kundengruppen, einschlieBlich Aggregatoren,
beschrinkt sein;

e) sie dirfen den Prozess des Austauschs von Technologien, die fossile
Brennstoffe nutzen, durch Technologien, die Strom nutzen, nicht
unangemessen behindern.

Abschnitt 2

Obergrenze fiir Markterlose und Verteilung der Uberschusserlose an die Endkunden
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3)

Artikel 6

Verbindliche Obergrenze fiir Markterlose

Die Markterlose, die Erzeuger fiir die Stromerzeugung aus den in Artikel 7 Absatz 1
genannten Quellen erzielen, werden auf hochstens 180 EUR je MWh erzeugter
Elektrizitit begrenzt.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Obergrenze auf alle Markterlose der
Erzeuger angewandt wird, unabhingig davon, in welchem Marktzeitraum die
Transaktion stattfindet und ob der Strom bilateral oder auf einem zentralen Markt
gehandelt wird.

Die Mitgliedstaaten entscheiden, ob die Erlosobergrenze zum Zeitpunkt der
Abwicklung des Energieaustauschs oder danach angewandt wird.

Unbeschadet Absatz 1 konnen die Mitgliedstaaten MaBBinahmen beibehalten oder
einfilhren, die die Markterlose der Erzeuger weiter begrenzen, sofern diese
MaBnahmen verhéltnisméBig und diskriminierungsfrei sind, Investitionssignale nicht
gefdhrden, sicherstellen, dass die Investitionskosten gedeckt sind, das Funktionieren
der StromgroBhandelsmérkte nicht verzerren und mit dem Unionsrecht vereinbar
sind.

Artikel 7

Anwendung der Obergrenze fiir Markterlose auf Stromerzeuger

Die Verpflichtung nach Artikel 6 gilt fiir die mit dem Verkauf von Strom aus
folgenden Quellen erzielten Markterlose:

a)  Windenergie;

b)  Solarenergie (Solarthermie und Fotovoltaik);
c¢)  Erdwirme;

d)  Wasserkraft ohne Speicher;

e) Biomasse-Brennstoffe (feste oder gasformige Biomasse-Brennstoffe) aufler
Biomethan;

f)  Abfall;

g)  Kernenergie;

h)  Braunkohle;

i) Rohél und andere Olerzeugnisse.

Die in Artikel 6 Absatz1 vorgesehene Obergrenze gilt nicht fiir
Demonstrationsprojekte oder fiir Erzeuger, deren Erlose pro MWh erzeugten Stroms
bereits aufgrund staatlicher MaBnahmen begrenzt sind.

Die Mitgliedstaaten konnen insbesondere in Fillen, in denen die Anwendung der
Obergrenze gemil3 Artikel 6 Absatz 1 zu einem erheblichen Verwaltungsaufwand
fiihrt, beschlieBen, die Obergrenze nicht auf Stromerzeuger anzuwenden, die Strom
mit Anlagen mit einer installierten Kapazitdt von hochstens 20 kW erzeugen.
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Artikel 8

Anreize fiir Vertrdge iiber den Bezug von erneuerbarem Strom

Im Rahmen dieser Verordnung beseitigen die Mitgliedstaaten rasch alle
ungerechtfertigten Verwaltungs- oder Markthindernisse fiir Vertrdge iiber den Bezug
von erneuerbarem Strom. Sie ergreifen MafBlnahmen, um die Verbreitung von
Vertragen liber den Bezug von erneuerbarem Strom zu beschleunigen, insbesondere
in Bezug auf kleine und mittlere Unternehmen.

Forderregelungen — und Herkunftsnachweise — werden von den Mitgliedstaaten so
gestaltet, zeitlich geplant und umgesetzt, dass sie mit Vertrdgen iiber den Bezug von
erneuerbarem Strom kompatibel sind, diese ergédnzen und ermoglichen.

Artikel 9

Verteilung der Uberschusserlose

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Uberschusserldse, die sich aus der
Anwendung der Obergrenze fiir die Markterlose ergeben, gezielt zur Finanzierung
von Mallnahmen verwendet werden, mit denen Stromendkunden unterstiitzt werden,
um die Auswirkungen der hohen Strompreise auf diese Kunden abzumildern.

Die in Absatz 1 genannten MaBnahmen miissen eindeutig festgelegt, transparent,
verhéltnisméfBig, diskriminierungsfrei und iiberpriifbar sein und diirfen der
Verpflichtung zur Senkung des Bruttostromverbrauchs gemif3 den Artikeln 3 und 4
nicht entgegenwirken.

Die in Absatz 1 genannten MaBBnahmen kdnnen beispielsweise Folgendes umfassen:

a)  Gewihrung eines finanziellen Ausgleichs fiir Stromendkunden fiir die Senkung
ihres Stromverbrauchs, unter anderem durch Auktionen oder Ausschreibungen
zur Nachfragesenkung;

b)  direkte Uberweisungen an Stromendkunden;

c) einen Ausgleich fiir Versorger, die nach einem staatlichen Eingriff in die
Preisfestsetzung gemil Artikel 12 ihre Kunden zu einem Preis unterhalb der
Kosten mit Strom beliefern miissen;

d) Senkung der Strombezugskosten der Stromendkunden fiir eine begrenzte
Menge ihres Stromverbrauchs;

e) Forderung von Investitionen von Stromendkunden in
Dekarbonisierungstechnologien, erneuerbare Energien und Energieeffizienz.

Artikel 10

Vereinbarungen zwischen Mitgliedstaaten

In Fallen, in denen die Nettostromeinfuhren eines Mitgliedstaats 100 % oder mehr betragen,

schliefen der Einfuhrmitgliedstaat und das wichtigste Ausfuhrland bis zum 1. Dezember 2022

eine Vereinbarung iiber die Aufteilung der Uberschusserldse. Solche Vereinbarungen kénnen

alle Mitgliedstaaten solidarisch schlief3en.
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Abschnitt 3

Mafinahmen in Bezug auf Endkunden

Artikel 11
Voriibergehende Ausweitung offentlicher Eingriffe in die Strompreisfestsetzung auf kleine und
mittlere Unternehmen
Abweichend von den EU-Vorschriften liber 6ffentliche Eingriffe in die Preisfestsetzung
konnen die Mitgliedstaaten 6ffentliche Eingriffe in die Festsetzung der
Stromversorgungspreise fiir kleine und mittlere Unternehmen vornehmen. Diese 6ffentlichen
Eingriffe miissen

a) auf 80 % des hochsten Jahresverbrauchs des Begiinstigten in den letzten flinf
Jahren begrenzt sein und einen Anreiz zur Nachfragesenkung bieten;

b) den Bedingungen aus Artikel 5 Absétze 4 und 7 der Richtlinie (EU) 2019/944
entsprechen;

c) soweit relevant, die Bedingungen aus Artikel 12 dieser Verordnung erfiillen.

Artikel 12

Voriibergehende Moglichkeit zur Festsetzung der Strompreise unterhalb der Kosten
Abweichend von den EU-Vorschriften iiber 6ffentliche Eingriffe in die Preisfestsetzung
konnen die Mitgliedstaaten bei 6ffentlichen Eingriffen in die Festsetzung der
Stromversorgungspreise gemif Artikel 5 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/944 oder
Artikel 11 der vorliegenden Verordnung ausnahmsweise und voriibergehend einen Preis fiir
die Stromversorgung festsetzen, der unter den Kosten liegt, sofern simtliche der folgenden
Bedingungen erfiillt sind:

a)  Die Mallnahme bezieht sich auf eine begrenzte Verbrauchsmenge und umfasst
einen Anreiz zur Nachfragesenkung;
b)  sie diskriminiert nicht zwischen Versorgern;

c) die Versorger erhalten einen Ausgleich fiir die Lieferung von Strom unterhalb
der Kosten;

d) alle Versorger konnen auf derselben Grundlage Angebote zum regulierten
Preis unterbreiten.

KAPITEL III
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MABNAHME IN BEZUG AUF DEN OL-, KOHLE-, GAS- UND
RAFFINERIEBEREICH

Artikel 13

Unterstiitzung von Endkunden durch einen befristeten obligatorischen Solidaritdtsbeitrag

(1) Uberschussgewinne aus Titigkeiten im Ol-, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich
unterliegen einem befristeten Solidarititsbeitrag.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bestehende oder geplante nationale
MaBnahmen, mit denen &hnliche Ziele verfolgt werden wie mit dem befristeten
Solidarititsbeitrag im Rahmen dieser Verordnung, den in dieser Verordnung
festgelegten Vorschriften fiir den befristeten Solidaritdtsbeitrag entsprechen oder
diese ergénzen.

3) Der in Absatz 1 genannte befristete obligatorische Solidarititsbeitrag wird spétestens
ab dem 31. Dezember 2022 angewandt.

Artikel 14

Bemessungsgrundlage fiir die Berechnung des befristeten Solidaritditsbeitrags
Der befristete Solidaritétsbeitrag fiir EU-Unternehmen und Betriebsstitten, die Tatigkeiten im
Ol, Gas-, Kohle- und Raffineriebereich ausiiben, wird auf der Grundlage der
steuerpflichtigen Gewinne berechnet, die nach den nationalen Steuervorschriften fiir das am
oder nach dem 1. Januar 2022 beginnende Haushaltsjahr ermittelt wurden und mehr als 20 %
iber dem durchschnittlichen steuerpflichtigen Gewinn liegen, der gemiB den nationalen
Steuervorschriften fiir die drei am oder nach dem 1. Januar 2019 beginnenden Haushaltsjahre
ermittelt wurde. Ist das durchschnittliche Jahresergebnis aus dem Zeitraum, der die drei am
oder nach dem 1 Januar 2019 beginnenden Haushaltjahre umfasst, negativ, so betrdgt der
durchschnittliche steuerpflichtige Gewinn bei der Berechnung des befristeten

Solidaritétsbeitrags null.

Artikel 15

Satz fiir die Berechnung des befristeten Solidaritditsbeitrags

(1) Der fiir die Berechnung des befristeten Solidarititsbeitrags geltende Satz betragt
mindestens 33 % der in Artikel 14 genannten Bemessungsgrundlage.

(2) Der befristete Solidaritdtsbeitrag wird zusétzlich zu den nach den nationalen
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats geltenden regelméBigen Steuern und
Abgaben erhoben.
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(1)  Die

Artikel 16

Verwendung der Einnahmen aus dem befristeten Solidaritdtsbeitrag

Mitgliedstaaten ~verwenden die FEinnahmen aus dem befristeten

Solidarititsbeitrag mit ausreichend rechtzeitiger Wirkung fiir folgende Zwecke:

a)

b)

d)

gezielte finanzielle UnterstiitzungsmaBBnahmen fiir Energieendkunden,
insbesondere fiir schutzbediirftige Haushalte, um die Auswirkungen hoher
Energiepreise abzumildern;

finanzielle Unterstiitzungsmaflnahmen zur Senkung des Energieverbrauchs,
z.B. durch Auktionen oder Ausschreibungen zur Nachfragesenkung,
Verringerung der Energiebezugskosten von Endkunden fiir bestimmte
Verbrauchsmengen, Forderung von Investitionen von Endkunden in
erneuerbare Energien sowie von strukturellen Investitionen in Energieeffizienz
oder in andere Dekarbonisierungstechnologien;

finanzielle Unterstlitzungsmafnahmen zur Unterstiitzung von Unternehmen in
energieintensiven Branchen, sofern sie an die Bedingung gekniipft werden,
Investitionen 1in erneuerbare Energien, Energieeffizienz oder andere
Dekarbonisierungstechnologien zu tétigen.

finanzielle = Unterstlitzungsmafinahmen  zur ~ Weiterentwicklung  der
Energieautonomie, insbesondere Investitionen gemiB den Zielen von
REPowerEU, insbesondere Projekte mit grenziiberschreitender Dimension.

Die Mitgliedstaaten konnen solidarisch zwischen den Mitgliedstaaten einen
Teil der Einnahmen aus dem befristeten Solidarititsbeitrag fiir die gemeinsame
Finanzierung von Maflnahmen verwenden, um die negativen Auswirkungen
der Energiekrise zu verringern, einschlieflich Unterstiitzung fiir den Schutz
von Arbeitsplitzen und fiir die Umschulung und Weiterqualifizierung von
Arbeitskréften, oder um Investitionen in Energieeffizienz und erneuerbare
Energien, einschlielich grenziiberschreitender Projekte, zu fordern.

(2) Die in Absatz 1 genannten Maflnahmen miissen eindeutig festgelegt, transparent,
verhéltnismaBig, diskriminierungsfrei und tiberpriifbar sein.

Artikel 17

Zeitliche Begrenzung des Solidaritdtsbeitrags

Der von den Mitgliedstaaten gemdll dieser Verordnung anzuwendende befristete

Solidarititsbeitrag ist zeitlich begrenzt. Er gilt nur fiir Uberschussgewinne, die in dem

Haushaltsjahr erwirtschaftet werden, das am oder nach dem 1. Januar 2022 begonnen hat.

KAPITEL 1V

SCHLUSSBESTIMMUNGEN
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(D

2

3)

(4)

(D)

)

Artikel 18

Uberwachung und Durchsetzung

Die zustindige Behorde jedes Mitgliedstaats iiberwacht die Umsetzung der in den
Artikeln 3, 4,5, 6,7,9, 11 und 12 genannten Maflnahmen in threm Hoheitsgebiet.

Die Mitgliedstaaten erstatten der Kommission so bald wie mdglich nach Inkrafttreten
dieser Verordnung, spétestens jedoch bis zum 1. Dezember 2022, Bericht iiber die
gemil Artikel 5 geplanten Maflnahmen und die geméf Artikel 10 geschlossenen
Vereinbarungen.

Bis zum 15. Januar 2023 und danach monatlich bis zum 15. April 2023 erstatten die
Mitgliedstaaten der Kommission Bericht iiber

a) die gemdB den Artikeln3 und 4 erzielte Nachfragesenkung und die zur
Erreichung der Senkung gemél Artikel 5 getroffenen Maflnahmen;

b)  die gemiB Artikel 6 erzielten Uberschusserldse;

¢) die MaBnahmen zur Verteilung der Uberschusserldse zur Abmilderung der
Auswirkungen der hohen Strompreise auf die Endkunden gemal3 Artikel 9;

d) etwaige Offentliche Eingriffe in die Festsetzung der Strompreise gemi3 den
Artikeln 11 und 12.

Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission

a) bis zum 15. Oktober 2022 {iber die Einfilhrung des befristeten
Solidaritétsbeitrags gemal Artikel 13;

b)  iiber jede spitere Anderung dieser MaBnahme innerhalb eines Monats nach der
Veroffentlichung im nationalen Amtsblatt;

c) tber die Verwendung der Einnahmen gemal3 Artikel 16 innerhalb eines Monats
ab dem Zeitpunkt, zu dem die Einnahmen im Einklang mit den nationalen
Rechtsvorschriften bei den Mitgliedstaaten eingegangen sind.

Artikel 19

Uberpriifung

Die Kommission tliberpriift Kapitel II bis zum 28. Februar 2023 vor dem Hintergrund
der allgemeinen Stromversorgungslage und der Strompreise in der Union und legt
dem Rat einen Bericht iiber die wesentlichen Ergebnisse dieser Uberpriifung vor.
Auf der Grundlage dieses Berichts kann die Kommission insbesondere vorschlagen,
die Geltungsdauer dieser Verordnung zu verlidngern, die Hohe der Erlosobergrenze
gemil Artikel 6 Absatz 1 oder deren Anwendung auf Erzeuger gemal3 Artikel 7 zu
andern oder Kapitel II auf sonstige Weise zu dndern, wenn dies im Hinblick auf die
wirtschaftlichen Umstidnde oder das Funktionieren des Strommarkts in der Union
und in den einzelnen Mitgliedstaaten gerechtfertigt ist.

Die Kommission {iberpriift Kapitel Il bis zum 15. Oktober 2023 vor dem
Hintergrund der allgemeinen Lage des Sektors fiir fossile Brennstoffe und der
erzielten Uberschussgewinne und legt dem Rat einen Bericht iiber die wesentlichen
Ergebnisse dieser Uberpriifung vor.
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Artikel 20

Inkrafttreten und Anwendung

(1) Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.

(2) Unbeschadet der Notwendigkeit, die Verteilung der Uberschusserlose gemiB
Artikel 9 sicherzustellen und die Einnahmen aus dem befristeten Solidaritdtsbeitrag
gemil Artikel 16 zu verwenden, gilt diese Verordnung fiir einen Zeitraum von einem
Jahr ab ihrem Inkrafttreten.

Die Artikel 3, 4, 5, 6, 7, 9 und 10 gelten ab dem 1. Dezember 2022. Eine frithere
freiwillige Anwendung durch die Mitgliedstaaten bleibt hiervon unberiihrt.

Die Artikel 3, 4, 6 und 7 gelten bis zum 31. Mérz 2023.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt gemiaf den Vertrigen
unmittelbar in den Mitgliedstaaten.

Geschehen zu Briissel am |...]

Im Namen des Rates
Der Prdisident /// Die Prdsidentin

45

DE



	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	2. Notfallinstrument für den Strombereich
	3. Solidaritätsbeitrag
	4. Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Politikbereich
	5. Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen
	6. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	7. KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND FOLGENABSCHÄTZUNG
	8. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	9. WEITERE ANGABEN

		2022-09-16T15:23:19+0000
	 Guarantee of Integrity and Authenticity


	



